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9. UVP-Studienpreis 2025

Einführung

9th EIA Study Award 2025

Editorial
Stefan Balla

Eingegangen: 20.02.2026 | Angenommen: 25.03.2026 | Online veröffentlicht: 14.08.2026

Im Rahmen des UVP-Kongresses,  der im Oktober 2025 in Erfurt 
stattfand,  wurde  wieder  der  UVP-Studienpreis  für  herausragende 
Abschlussarbeiten in  der  Umweltvorsorge vergeben.  Der  Studien-
preis der UVP-Gesellschaft e. V. soll Anreiz und Motivation für Stu-
dierende sein, die sich in Umweltwissenschaften und Umweltplanung 
mit neuen Ansätzen und Forschungsinhalten befassen. Er bietet die 
Möglichkeit, sich zu profilieren und die Arbeit der Öffentlichkeit und 
Fachwelt vorzustellen. Ausgezeichnet werden Arbeiten, die sich mit 
Inhalten und Verfahren der Umweltprüfung und Umweltplanung be-
fassen und somit einen Bezug zum Tätigkeitsfeld der Forschungs- 
und Vereinsarbeit der UVP-Gesellschaft haben.

Der  Studienpreis  wird  alle  zwei  Jahre  im Rahmen des  UVP-
Kongress verliehen, das nächste Mal also im Jahr 2027. Interessierte 
Studierende können schon jetzt  ihre  Teilnahme unverbindlich  an-
melden.1

Für den 9. UVP-Studienpreis 2025 wurden sieben Arbeiten ein-
gereicht. Dabei handelte es sich um fünf Masterarbeiten (M) und zwei 
Bachelorarbeiten (B), die sich mit folgenden Themen befassten:
• Die  Strategische  Umweltprüfung  im  deutschen  Standortaus-

wahlverfahren für ein Atommüllendlager (B),
• Die Strategische Umweltprüfung im Kontext der EU-Wiederher-

stellungsverordnung der Natur (B),
• Auswilderungskonzept  für  Feldhamster  in  Nordsachsen  mit 

Kommunikationsansätzen für den Zoo Leipzig (M),
• Landschaftsplanung im Meeresbereich der Ostsee (M),
• Perspektiven des Natur-Erlebens im Wildtier-Tourismus (M),
• Planungsbeschleunigung  für  Windenergie  durch  die  abschlie-

ßende Prüfung artenschutzrechtlicher  Belange in  der  Strategi-
schen Umweltprüfung (M),

• Beschleunigter Windenergieausbau und Artenschutz in der Regi-
onalplanung (M).
Bei sämtlichen Arbeiten wurden interessante und aktuelle The-

men behandelt. Der Bezug zur Umweltprüfung war unterschiedlich 
eng, jedoch bei allen Arbeiten in ausreichendem Umfang gegeben. 
Berücksichtigt wurden auch Grundlagenthemen wie Inhalte und Ver-
fahren  der  Landschaftsplanung  oder  einzelne  Themenfelder  von 
Umweltprüfungen  wie  Erholung  und  Tourismus  oder  Arten-  und 
Biotopschutz, da sie für die Weiterentwicklung von Umweltprüfun-
gen eine bedeutende Rolle spielen.

Die Jury setzte sich im Jahr 2025 wie folgt zusammen:
• Assoc.  Prof.  PD Dr.  Alexandra  Jiricka-Pürrer  (Universität  für 

Bodenkultur Wien),
• Stefan Balla (Prokurist, Froelich & Sporbeck GmbH & Co. KG),
• Prof. a.D. Dr. Johann Köppel (Technische Universität Berlin).

Für die Jury waren neben dem thematischen Bezug zu Umwelt-
prüfung und Umweltplanung folgende Kriterien wesentlich: der In-
novationsgehalt,  die  Aktualität  des  Themas,  der  Praxisbezug,  die 
Schlüssigkeit des fachlichen-methodischen Ansatzes, die allgemei-
nen Standards des wissenschaftlichen Arbeitens sowie die fachlich-
wissenschaftliche Relevanz der Ergebnisse.

1 Adresse: UVP-Gesellschaft e.V., Franz-Ludwig-Straße 9, D-97072 
Würzburg, zentrum@uvp.de

Folgende Einreichungen wurden mit  dem Studienpreis  ausge-
zeichnet:
• 1. Preis: Caroline Zein, TU Dresden: „Des Hamsters neue Felder 

– Auswilderungskonzept für Feldhamster (Cricetus cricetus) in 
Nordsachsen mit Kommunikationsansätzen für den Zoo Leipzig“,

• 2.  Preis:  Merle  Lange,  Leibniz  Universität  Hannover:  „Pla-
nungsbeschleunigung für Windenergie:  Abschließende Prüfung 
artenschutzrechtlicher Belange auf Ebene der Strategischen Um-
weltprüfung“,

• 2. Preis: Sandro Schäfer, Albert-Ludwigs-Universität Freiburg: 
„Beschleunigter Windenergieausbau und Artenschutz in der Re-
gionalplanung. Eine Analyse der Auswirkungen gesetzlicher Re-
formen auf den Artenschutz durch das Osterpaket und die EU-
Notfall-VO in Baden-Württemberg“.
Hervorzuheben ist die Qualität der Arbeit von Caroline Zein, die 

sich mit den fachlichen Rahmenbedingungen und Qualitätsanforde-
rungen  für  eine  erfolgreiche  Auswilderung  des  Feldhamsters  in 
Deutschland befasst hat. Sie konnte dabei auf ein konkretes Auswil-
derungsprogramm in Nordsachsen und die Zusammenarbeit mit dem 
Zoo Leipzig zurückgreifen. In überzeugender und fundierter Art stellt 
sie alle Aspekte dar, die ein solches Auswilderungsprogramm mit sich 
bringt. Neben einer fundierten Darstellung der Biologie und des ak-
tuellen Vorkommens der Art erarbeitet Frau Zein ein umfassendes 
Maßnahmenkonzept für die Optimierung des Lebensraums des Feld-
hamsters im Auswilderungsgebiet. Dieses besteht aus Grundschutz-
maßnahmen,  verschiedenen  alternativen  Bausteinen  für  weiterge-
hende,  betriebsintegrierte  Komplexmaßnahmen  und  begleitende 
Vernetzungsmaßnahmen.  Abgerundet  wird  die  Arbeit  durch  ein 
Kommunikationskonzept  für  den Zoo Leipzig,  um das Auswilde-
rungsprogramm in der interessierten Öffentlichkeit bekannt zu ma-
chen. Die Arbeit bietet jeder Person, die sich bei Eingriffsvorhaben 
mit dem Feldhamsterschutz direkt oder indirekt befasst, einen fun-
dierten und topaktuellen Wissensschatz (s. Zein 2024, 2026).

Abbildung 1: Die Preisträgerinnen und Preisträger des 8. und des 9. UVP-
Studienpreises bei der Preisverleihung im Rahmen des UVP-Kongresses 
2025 in Erfurt: Manuel Kramm, Merle Lange, Lena Crnjac, Caroline Zein, 
Sandro Schäfer (v.l.n.r., Foto: Paul-Philipp Braun)
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Den 2. Preis erhielten Merle Lange und Sandro Schäfer. Beide 
haben sich dem Themenkomplex des naturverträglichen Ausbaus Er-
neuerbarer Energien mit unterschiedlichen methodischen Ansätzen 
genähert. Da die Jury die Arbeiten als gleichwertig erachtete, hat sie 
beide mit dem 2. Preis ausgezeichnet. Während Merle Lange sich mit 
Kartierungen vor Ort und konventionellen methodischen Ansätzen 
bei Erhebungen auf SUP-Ebene befasst (s. Lange 2026), untersucht 
und  diskutiert  Sandro  Schäfer  insbesondere  die  Governance-Per-
spektive, die sich u. a. durch die RED-III-Vorgaben ergibt. (s. Schäfer 
2025,  2026) Letzterer hebt hervor,  dass sich die erhoffte strategi-
schere Ausrichtung von Planung und Umweltprüfung zur Windener-
gie sowie ein gleichzeitiges „Win-win“ von Klima- und Artenschutz 
erst noch erweisen müssen (Effektivität von Artenhilfsprogrammen 
etc.). Merle Lange wird im nächsten Heft des UVP-reports mit einer 
Kurzfassung ihrer Arbeit vertreten sein.

Neben den drei Preisträgerinnen und Preisträgern des 9. UVP-
Studienpreises nahmen die Preisträgerin und der Preisträger des 8. 

Studienpreises 2024, Lena Crnjac und Manuel Kramm, ihre Urkun-
den entgegen (Abb. 1). Sie konnten 2024 nur virtuell ausgezeichnet 
werden. Die Kurzfassung der Arbeit von Manuel Kramm zur suffizi-
enzorientierten Stadtentwicklung im vorliegenden Schwerpunktheft 
veröffentlicht (s. Kramm 2026).

Besonderer Dank geht an die Sponsoren des Studienpreises, die 
diesen schon seit vielen Jahren erst möglich machen. Es sind die Bü-
ros Froelich & Sporbeck, Bosch & Partner, Thüringer Landgesell-
schaft mbH und IPU GmbH.
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Abbildung 2: Der 9. UVP-Studienpreis wurde in Erfurt verliehen (Foto: 
Paul-Philipp Braun)
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Des Hamsters neue Felder

Auswilderungskonzept für Feldhamster (Cricetus cricetus) in Nordsachsen mit 
Kommunikationsansätzen für den Zoo Leipzig

New fields for the hamster

Reinforcement strategy for European hamsters (Cricetus cricetus) in Northern Saxony 
with communication approaches for Leipzig Zoo
Caroline Zein

Eingegangen: 07.10.2025 | Überarbeitet eingegangen: 10.02.2026 | Angenommen: 12.03.2026 | Online veröffentlicht: 07.04.2026

Zusammenfassung

Der Feldhamster (Cricetus cricetus) ist in Deutschland vom Aussterben bedroht. Auch in seinem letzten sächsischen Vorkommensgebiet in 
Nordsachsen lagen seine Bestandszahlen zuletzt unter der Nachweisgrenze. Der Zoo Leipzig engagiert sich deshalb durch Nachzucht und  
Auswilderungen seit 2021 im Arbeitskreis zum Schutz der letzten sächsischen Feldhamster. Eine Auswilderung ergibt jedoch nur Sinn, wenn 
es gelingt, in der Feldflur ein feldhamsterfreundliches Flächenmanagement zu etablieren, durch das sich eine selbst erhaltende Population  
aufbauen kann. Ziel der Masterarbeit der Autorin (Zein 2024), die dem Artikel zugrunde liegt, war es daher, ein Auswilderungskonzept für  
Feldhamster im Rahmen des sächsischen Feldhamsterschutzprojekts zu erarbeiten. Für Flächen im Landkreis Nordsachsen wurde ein umfas -
sender Maßnahmenkatalog zur Förderung der Biodiversität durch nachhaltige Nutzung erstellt. Ergänzend dazu wurde ein Informationskon -
zept entwickelt, das eine beispielhafte Aufklärungsstrategie für verschiedene Zielgruppen in diesem Interessenfeld veranschaulicht.

Schlagworte

Sachsen; Feldhamster; Artenschutzmaßnahmen; Biotopmanagement; Landwirtschaft, Umweltprobleme; Biologische Vielfalt; 
Öffentlichkeitsarbeit des Naturschutzes

Abstract

The European hamster (Cricetus cricetus) is under threat of extinction in Germany. Even in its last remaining Saxon habitat in Northern Sax -
ony, its population recently declined below the detection limit. Since 2021, Leipzig Zoo has been involved in the working group for the pro -
tection of the last European hamsters in Saxony through breeding and reinforcement programmes. However, reinforcement only makes sense  
if a hamster-friendly land management can be established, allowing a self-sustaining population to develop. The aim of the author’s master's  
thesis on which the article is based (Zein 2024) was therefore to develop a reinforcement strategy for European hamsters as part of the  
European hamster protection project in Saxony. A comprehensive catalogue of measures to promote biodiversity through sustainable use was  
drawn up for areas in the county of Northern Saxony. In addition, an information strategy was developed to illustrate an exemplary educa -
tional policy for various target groups in this field.

Keywords

Saxony; European hamster; Species conservation measures; Habitat management; Agriculture, environmental issues; Biodiversity; Public 
relations in nature conservation

1. Einleitung

Der Feldhamster (Cricetus cricetus) ist in Deutschland vom Ausster-
ben bedroht (Meinig et al. 2020: 23). Auch in seinem letzten sächsi-
schen Verbreitungsgebiet in Nordsachsen lagen die Bestandszahlen 
ab 2020 unterhalb der Nachweisgrenze (Mammen & Hlawatsch 2022: 
7).  Als  Leitart  eines  vielfältigen  Agrarlebensraums  benötigt  der 
Feldhamster offene Habitate in landwirtschaftlicher Nutzung. Diese 
Bewirtschaftung entspricht jedoch schon längst nicht mehr dem ex-
tensiveren und vielfältigeren Ideal, durch das der Feldhamster einst 
seine Rolle als typische Charakterart des Ackers erlangte, zeitweise 
sogar die Wahrnehmung als „Plage“ (Meyer 2009). Seine Verdrän-

gung durch die moderne Bewirtschaftungsintensität, aber auch durch 
die Zerschneidung von Offenlandlebensräumen steht beispielhaft für 
den Verlust der Artenvielfalt im landwirtschaftlich geprägten Raum 
(vgl. Klein et al. 2024; Hünig & Benzler 2017).

Maßnahmen zu seinem Schutz können deshalb auch die Habitat-
bedingungen anderer Arten verbessern (vgl. Dietzel et al. 2019; Wil-
son et al. 2005). Gleichzeitig trägt er durch seine natürliche Lebens-
weise in diesem Agrarlebensraum zu dessen Resilienz bei, indem er 
beispielsweise  Pflanzensamen  verbreitet  oder  den  Boden  lockert 
(Schlüsselart). Diese ökologischen Rollen machen den Feldhamster 
zu einer besonders schützenswerten Art und unterstreichen die Be-
deutung seiner Erhaltung im Kontext der Biodiversitätskrise.

mailto:caroline.zein@tu-dresden.de
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0
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Zur Sensibilisierung der Akteurinnen und Akteure sowie der all-
gemeinen Öffentlichkeit für dieses Thema kommt dem Feldhamster 
sein hohes Potenzial  als  charismatische Botschafterart  zugute.  Im 
sächsischen  Aktionsraum  nutzt  diese  „Flaggschiff“-Funktion  des 
Feldhamsters neben weiteren Akteuren die Zoo Leipzig GmbH (im 
Folgenden  „Zoo  Leipzig“),  welche  Kooperationspartnerin  für  die 
dem Artikel zugrunde liegende Masterarbeit (Zein 2024) war.

Der Zoo Leipzig ist seit 2021 Mitglied des Arbeitskreises „Ko-
operativer Feldhamsterschutz im Freistaat Sachsen“ (im Folgenden 
„AK-KFS“).  Dabei  übernimmt dieser Akteur sowohl In-situ-Maß-
nahmen auf den Auswilderungsflächen als auch die Unterhaltung der 
Hauptzuchtstation auf dem Zoogelände. Ausgehend von dieser zoo-
logischen Basis sind es die Ziele des sächsischen Feldhamsterschut-
zes,  Bestandsstützungs-  und  Wiederansiedlungsmaßnahmen  im 
Landkreis Nordsachsen umzusetzen (AK-KFS 2024: 8). In Zusam-
menarbeit mit den lokalen Landwirtinnen und Landwirten soll der 
Feldhamster  durch  Auswilderungen  wieder  als  Charakterart  der 
sächsischen Kulturlandschaft etabliert werden. Dafür fehlte jedoch 
vor dem Abschluss der Masterarbeit eine langfristige, landschafts-
planerische Strategie, welche neben den aktuellen Flächennutzungen 
auch regionale Planungen, landschaftliche Rahmenbedingungen und 
ein flexibles Maßnahmenkonzept umfasst.

Das Ziel bestand daher in der Entwicklung eines Auswilderungs-
konzepts für Feldhamster, welches neben dem Zoo Leipzig auch allen 
weiteren Projektpartnern zur Verfügung steht. Inhaltlich lag der Fo-
kus dabei auf der Erarbeitung landschaftsplanerischer Maßnahmen 
zum feldhamstergerechten Flächenmanagement im Landkreis Nord-
sachsen, um durch eine nachhaltige Nutzung die Biodiversität vor Ort 
zu fördern.  Unterstützend wurde ein Kommunikationskonzept  mit 
adressatenspezifischen Informationselementen erstellt, um den Ak-
teurskreis im sächsischen Feldhamsterschutz zu erweitern und besser 
zu vernetzen.

2. Methodik

Als Basis  für  das  Auswilderungskonzept  wurden  in  einem ersten 
Schritt die planerischen, rechtlichen und biologischen Voraussetzun-
gen  strukturiert  sowie  Referenzprojekte  ausgewertet.  Zusätzlich 
konnte durch eine Betrachtung der Rolle von Zoos in der Natur-
schutzarbeit ein Verständnis für deren Beitrag innerhalb dortiger Ak-
teursstrukturen und zur Projektkommunikation aufgebaut werden.

Anschließend wurde als Untersuchungsgebiet nach einer ersten 
Grobauswertung von Gebiets- und Kartierungsdaten und nach Ab-
stimmung mit dem AK-KFS ein landwirtschaftlich geprägtes Areal 
nördlich der Stadt Leipzig ausgewählt. Dort konnten bis zum end-
gültigen Zusammenbruch der Population im Jahr 2019 noch Feld-
hamsterbaue kartiert werden (AK-KFS 2024: 19). Um den ausgewil-
derten Feldhamstern ein geeignetes Habitat mit ausreichend Nahrung 
und Deckung zu bieten, ist es essenziell, die Lebensbedingungen zur 
Zeit ihrer größten Populationsausdehnung bis in die 1950er Jahre zu 
verstehen.

Eine weiterführende Analyse geeigneter Anbaukulturen lieferte 
zudem wichtige Ansätze für das Auswilderungskonzept, da die Ha-
bitateignung für Feldhamster wesentlich von der Feldbewirtschaftung 
abhängt. Entscheidend für den Erfolg des Projekts wird die Lebens-
raumqualität auf und im Umkreis der Auswilderungsfläche sein, was 
durch ein entsprechendes Management sichergestellt werden muss. 
Zur  Auswahl  geeigneter  Handlungsräume wurde das etwa 10.000 
Hektar große Planungsgebiet auf Basis von GIS-Daten, Ortsbege-
hungen und Gesprächen mit landschaftlichen Akteuren analysiert und 
seine flächenspezifische Habitateignung bewertet. Dazu wurden In-
dikatoren zur Biotopausgestaltung, zu Akteursstrukturen, Landnut-
zungen und bisherigen Feldhamsterschutzmaßnahmen, zur Schutz-
gebietskulisse,  zu Bodenverhältnissen sowie zu vorhandenen bzw. 
absehbaren Barrieren und Risikozonen ausgewertet.

Die Erkenntnisse aus dem Grundlagenteil wurden in Form von 
Grundsätzen  für  den  Feldhamsterschutz  zusammengefasst.  Diese 
bilden die Basis für das Auswilderungskonzept, welches eine Priori-
sierung innerhalb der Flächenkulisse durch Potenzialflächen abge-

stufter Eignung vorsieht. Neben den Ergebnissen der Habitatbewer-
tung flossen auch eigene Überlegungen zum erwartbaren Ausbrei-
tungsverhalten und Flächenbedarf der Population in das Konzept ein.

Ein besonderer Mehrwert für das Feldhamsterschutzprogramm 
wurde durch eine in diesem Detailgrad bislang nicht vorgenommene 
Bewertung der Bodenverhältnisse erzielt, die ein maßgeblicher Fak-
tor für die Auswahl von Maßnahmenflächen sein sollte. Dieser Be-
wertung liegt eine GIS-basierte Auswertung der Daten zu den unter-
schiedlichen Schluff-, Lehm- und Sandanteilen der einzelnen Hori-
zontabschnitte zugrunde (Grundlagendaten von LfULG 2020).

Aufbauend  auf  diesen  Analyse-  und  Bewertungsergebnissen 
wurde ein Maßnahmenkonzept für den Feldhamsterschutz in Nord-
sachsen vorgeschlagen. Die Maßnahmen basieren auf einer nachhal-
tigen Landnutzung und fördern neben der Zielart selbst auch weitere 
Arten der Agrarlandschaft.

Um möglichst viele Landwirtinnen und Landwirte zu motivieren, 
sich  aktiv  im  Feldhamsterschutz  einzubringen,  wurden  zusätzlich 
adressatenspezifische Kommunikationsmaßnahmen entwickelt. Da-
bei wurde ein eigener Ansatz verfolgt, welcher die Grundsätze der 
Landschaftskommunikation  mit  der  Planung  von  Auswilderungs-
konzepten verknüpft. Auch wenn eine solche methodische Zusam-
menführung  in  Anbetracht  des  gemeinsamen  Spannungsfelds  der 
Kulturlandschaften  naheliegend  erscheint,  kann  dieses  Vorgehen 
methodisch als experimentell bewertet werden. Ausgehend von der 
Annahme eines geteilten Nutzungsraums, in den sich unterschiedli-
che Gruppen und damit verschiedene Adressaten einbringen, wurden 
zunächst  diese  Zielgruppen analysiert.  Dabei  musste  deren unter-
schiedliches  Vorwissen berücksichtigt  werden.  Außerdem war der 
besonderen  kommunikativen  Rolle  von  Zoos  in  lokalen  Arten-
schutznetzwerken, welche sich vor allem durch eine sehr große öf-
fentliche Reichweite auszeichnet,  Rechnung zu tragen. Auf dieser 
Grundlage entstand eine projektspezifische,  langfristige Informati-
onsstrategie, welche die effektive Umsetzung des Feldhamsterpro-
jekts unterstützt.

3. Ergebnisse

Die Ergebnisse werden entsprechend der in Kapitel 2 beschriebenen 
Methodik vorgestellt.

3.1 Analyse und Bewertung des 
Untersuchungsraums

Das Projektgebiet liegt im Landschaftsraum „Delitzscher Platte“, der 
für seine ertragreichen Böden bekannt ist und somit früher wie heute 
ein wichtiges Landwirtschaftsgebiet darstellt. So ist das Gebiet stark 
agrarisch geprägt: mehr als zwei Drittel der Fläche (69,7 %) entfallen 
auf Biotoptypen des Ackerlands (Auswertung der BTLNK, LfULG 
2005). Dieser landwirtschaftliche Charakter ist nicht zuletzt durch die 
historische, traditionell ackerbauliche Nutzung des Gebiets bedingt. 
Durch die Auswertung grafischer und textlicher Quellen zum Land-
schaftswandel ab Ende des 18. Jahrhunderts wurden auch die Zu-
sammenhänge  deutlich,  die  im  Projektgebiet  zum  Einbruch  der 
Feldhamsterpopulation geführt haben. Die Verringerung der durch-
schnittlichen Feldraindichte von 458 m/ha Ende des 18. Jahrhunderts 
auf  heute  116 m/ha  und  das  gleichzeitige  Wachstum  der  durch-
schnittlichen Schlaggröße von maximal 1,9 ha auf 85 ha (Schmidt et 
al. o. J.) führten beispielsweise zu einer Verschlechterung der Habi-
tatqualität durch den Verlust landschaftlicher Strukturvielfalt.

Die Überlagerung der feldhamstertypischen Phänologie mit den 
modernen landwirtschaftlichen Abläufen über den Jahresverlauf (s. 
Abb. 1) zeigt, dass sich hochgradig automatisierte und schnelllebige 
Arbeitsprozesse nicht länger mit dem Aktivitätsverhalten der Feld-
hamster decken, sondern diesem vielmehr entgegenstehen. Darüber 
hinaus führt diese Tierart als Indikator für einen „guten“ landwirt-
schaftlichen Boden eindrucksvoll den Verlust an Bodenqualität vor 
Augen, der sich unter anderem in einem – besonders in Ostdeutsch-
land – geringen und wahrscheinlich weiter schrumpfenden Humus-
gehalt im Oberboden ausdrückt (Flessa et al. 2019: 30; UBA 2023).
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Abbildung 1: Zeitliche Beziehung der saisonalen Rahmenbedingungen durch die Landwirtschaft – dargestellt durch die Anbauzeiten von auf ihre Habitateig-
nung bewerteten Kulturen – zur biologischen Phänologie des Feldhamsters. Drei Würfe pro Weibchen stellen dabei den Idealfall für ein Reproduktionsjahr 
dar. Unter den aktuell ungünstigen Bedingungen werden in Mitteldeutschland in der Regel nur noch ein bis zwei Würfe erreicht. Einer der vorgeschlagenen 
„Zeitgeber“ zur Verbesserung dieser Bedingungen wird als Maßnahme im Konzept der Arbeit aufgeführt (eigene Darstellung)
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Dies steht einer nährstoff- und ressourceneffizienten Landwirtschaft 
ebenso im Weg.

Diese  Ergebnisse  historischer  Entwicklungen  in  Nordsachsen 
zeigen die Konflikte auf, für die es im Feldhamsterschutz Lösungen 

zu finden gilt. Ebenso wird die Notwendigkeit deutlich, Synergien 
mit den Interessen der landwirtschaftlichen Betriebe zu finden, die 
den Biodiversitätsschutz im Offenland mit Vorteilen für diese Ak-
teursgruppe verbinden und ihn damit langfristig tragbar machen. Ein 

Abbildung 2: Bewertung konventioneller, im Planungsgebiet angebauter Kulturen im Kontext der feldhamsterfreundlichen Bewirtschaftung (Ausschnitt, eigene  
Zusammenstellung nach Literaturauswertung in Zein 2024)

Abbildung 3: Ausschnitt aus der Analyse- und Bewertungskarte zu den Bodenverhältnissen, hier im Umkreis der Ortschaft Klitschmar (eigene Darstellung un-
ter Verwendung der Grundlagendaten von GeoSN 2023 und LfULG 2020)
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weiteres gemeinsames Handlungsfeld des Feldhamsterschutzes und 
der Landwirtschaft ist die Klimaanpassung auf den nordsächsischen 
Äckern. Das macht die Bewertung der Trockenheitsresistenz der dort 
konventionell  angebauten Feldkulturen deutlich (s.  Abb. 2).  Diese 
Resistenz wird für die Resilienz der Landwirtschaft in den kommen-
den  Jahren  entscheidend  sein,  da  das  ohnehin  schon  überdurch-
schnittlich warme und trockene Klima im Landkreis zukünftig durch 
noch  geringere  Niederschläge  gekennzeichnet  sein  wird  (erwartet 
wird deren Abnahme um 15 – 25 % über den Gesamtjahresverlauf für 
den Prognosezeitraum 2071 – 2100 im Vergleich zum Bezugszeit-
raum 1971 – 2000,  Spekat & Enke 2020: 39), während die Jahres-
mitteltemperatur  voraussichtlich  zunehmen  wird  (Spekat  &  Enke 
2020:  34).  Die  Trockenheitsresistenz  der  regional  verwendeten 
Ackerpflanzen konnte mit Ausnahme der insgesamt hamsterfreund-
lichen Luzerne nur als „gering“ oder „mittel“ eingestuft werden. Dies 
legt eine Erprobung klimaangepasster Alternativkulturen (z. B. Hirse, 
Soja, Kichererbse) entsprechend einer zusätzlich zusammengestellten 
Auswahl nahe.

Neben den bestehenden Landnutzungen wurden auch absehbare 
Änderungen  durch  geplante  Großprojekte  berücksichtigt.  Entspre-
chende Planungsinformationen konnten im Austausch mit dem Re-
gionalen Planungsverband Leipzig-Westsachsen (Klama & Schottke 
2023, mdl.) gewonnen werden. Gleichzeitig wurden Projektverant-
wortliche aus dem Feldhamsterschutz und Verbandsmitglieder ver-
netzt. Angesichts der aktuellen, erleichterten Genehmigungsvoraus-
setzungen für Projekte der erneuerbaren Energien wurden insbeson-
dere Areale mit begünstigenden Faktoren für die Wind- und Solar-
energienutzung als „mit erhöhtem Risiko“ eingestuft. Zwar ist aktuell 
kein Vergrämungsrisiko für Feldhamster durch den Betrieb solcher 
Anlagen  bekannt  und  betriebsbedingte  Beeinträchtigungen  durch 
Windenergieanlagen konnten nicht festgestellt werden (Łopucki & 
Perzanowski 2017),  jedoch sollten potenzielle baubedingte Beein-
trächtigungen  wie  Kollisionsrisiko,  Individuenvertreibung  oder 
Stoffeintrag bei der Auswahl von Maßnahmenflächen berücksichtigt 
werden.

Die Ergebnisse zeigen deutlich, dass Auswilderungen allein das 
Schutzprojekt für diese Tierart nicht zum Erfolg führen werden. Par-
allel zu den Bestandsstützungen gilt es weiterhin, die landschaftlichen 
Rahmenbedingungen der Auswilderungsflächen feldhamsterfreund-
lich zu gestalten.  Neben den beschriebenen Handlungsfeldern zur 
Klimaanpassung müssen dabei die Habitatansprüche der Feldhamster 
insgesamt besser berücksichtigt werden. Um eine langfristig stabile 
Population aufbauen zu können, benötigen sie neben einem ausrei-
chenden Futterangebot im Sommer auch lagerbare Feldfrüchte für die 

Überwinterung, eine für die Anlage von Bauen geeignete Bodenzu-
sammensetzung, Deckung während ihrer Aktivitätszeit zum Schutz 
vor Prädation sowie eine ausreichend große Anzahl genetisch diver-
ser Individuen, sodass pro Weibchen und Jahr zwei bis drei Würfe 
möglich sind.

Die Übertragung dieser Lebensraumanforderungen in ein Leitbild 
für das Projektgebiet und die daran anschließende, GIS-basierte Be-
wertung der Habitatqualität erwies sich diesbezüglich als zielführen-
der Ansatz. Beispielhaft seien hier die Ergebnisse der Bodenbewer-
tung genannt (s. Abb. 3): Demnach stehen den Feldhamstern im Pro-
jektgebiet auf nahezu zwei Dritteln der Fläche (63 %) „gute“ Boden-
bedingungen  zur  Verfügung.  Diese  sind  definiert  durch  erhöhte 
Sandanteile in höchstens zwei der betrachteten Horizontabschnitte 
und geringfügige Sandanteile in höchstens drei Abschnitten. 27 % der 
Fläche konnten diesbezüglich sogar als „sehr gut“ bewertet werden 
(erhöhter Sandanteil höchstens in einem Horizontabschnitt, gering-
fügige Sandanteile nur in höchstens zwei Horizontabschnitten, über-
wiegend hoher Schluff- und Lehmanteil). Die verbleibenden 10 % der 
Fläche sind infolge hoher Sandanteile zwar für das Graben tieferer 
Baue als „gering geeignet“ eingestuft, durch möglicherweise ausrei-
chende Stabilität für die Anlage von Sommerbauen mit geringerer 
Tiefe jedoch nicht gänzlich für den Feldhamsterschutz ausgeschlos-
sen.

Die  Bodenverhältnisse  machen  einen  der  in  der  Methodikbe-
schreibung (Kap. 2) erläuterten Indikatoren aus, die für die gesamte 
Habitatbewertung verschnitten wurden. Die Bewertung von Risiko-
zonen und Barrieren, an denen sich im nächsten Arbeitsschritt die 
Grenzen der Potenzial- und Maßnahmenflächen orientieren, wurde 
anhand der folgenden vier Gefährdungsgrade eingestuft:
1. Besondere Risikozonen: erhöhtes Risiko durch Hauskatzen im 

Umkreis von 200 m um Wohngebiete; mögliche Flächen für den 
Windenergieausbau (nach Abzug des 1000-m-Puffers um Wohn-
gebiete, der 200 m breiten Randbereiche um die Autobahn A 9 
sowie  des  Vogelschutzgebiets  „Agrarraum  und  Bergbaufolge-
landschaft bei Delitzsch“); Bereiche erhöhten baubedingten Ri-
sikos im Repowering-Areal um Windenergieanlagen,

2. Kaum überwindbare Barrieren: Autobahnen zzgl. 100-m-Puffer; 
zum Bearbeitungszeitpunkt geplanter Standort eines Gewerbe-
gebiets (Planung nicht mehr aktuell); Betriebsgelände des Flug-
hafens  „Leipzig-Halle“;  Naturschutzgebiet  „Werbeliner  See“ 
(durch feuchte Biotoptypen und Gewässer geprägte Tagebaufol-
gelandschaft),

3. Schwer überwindbare Barrieren:  stark befahrene Straßen zzgl. 
100-m-Puffer  (durchschnittliche  tägliche  Verkehrsstärke  [dtV]

Abbildung 4: Priorisierung für den Feldhamsterschutz entsprechend der Ergebnisse der Habitatbewertung sowie Überlagerungen mit den herausgestellten  
Potenzialflächen. Flächen mit geringerem Potenzial (hellgrün) kommen nur als Förderflächenstandort infrage, Flächen mit höherem Potenzial (dunkel-
grün) zusätzlich auch als Kernflächenstandort (eigene Darstellung unter Verwendung von Grundlagendaten von GeoSN 2023)
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Abbildung 5: Maßnahmenübersicht als Teil des Auswilderungskonzepts (eigene Darstellung); die Bezeichnung der Maßnahmen von M 01 bis M 16 be-
zieht sich auf die Nummerierung der entsprechenden Steckbriefe in der Masterarbeit (Zein 2024), die grüne Kreisdarstellung mit Pluszeichen empfiehlt 
eine Unterstützung der Landwirtinnen und Landwirte durch andere Akteure im Feldhamsterschutz
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Abbildung 6: Anwendungsbeispiel zur Maßnahmenplanung im Fokusgebiet für Flächen südlich von Peterwitz (eigene Darstellung unter Verwendung von 
Grundlagendaten von GeoSN 2023)
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4600 – 6300 Kraftfahrzeuge [KFZ]); sehr stark befahrene Stra-
ßen zzgl. 100-m-Puffer (dtV > 6300 KFZ sowie Bundesstraßen 
laut  Straßenverkehrszählung  [SVZ]);  Bahnlinien  (hier  aus-
schließlich die Bahnstrecke Delitzsch – Halle, zweigleisig, zwei-
mal stündlich befahren),

4. Leichter überwindbare Barrieren: Fließgewässer (im Projektge-
biet nur in Form von Bachläufen vorhanden); wenig befahrene 
Straßen zzgl. 100-m-Puffer (dtV 2000 – 4600 KFZ sowie Staats-
straßen laut SVZ); kaum befahrene Straßen zzgl. 100-m-Puffer 
(dtV < 2000 KFZ sowie Kreisstraßen laut SVZ).
Die Gesamteinschätzung zur Habitateignung und deren Überla-

gerung stellt eine Arbeitsgrundlage dar, die dem AK-KFS in Form 
von GIS-Daten zur Verfügung gestellt wurde. Durch die Verschnei-
dung aller Bewertungskriterien konnten 31 Potenzialflächen unter-
schiedlicher Größe und Eignung definiert werden, die auf ein Fokus-
gebiet und zwei Erweiterungsareale verteilt sind (s. Abb. 4). Für die 
Gesamtverteilung auf das Projektgebiet  wurden als Orientierungs-
werte eine angestrebte Baudichte von fünf Bauen je Hektar (bzw. 
zwei Bauen je Hektar in Ausweichhabitaten) sowie eine Zielgröße 
von 1500 Individuen für die Population angenommen.

3.2 Konzept

Die skizzierten Analysen und Bewertungen sowie die daraus abge-
leiteten Potenzialflächen bildeten die  Grundlage für das Rahmen-
konzept der Arbeit. Neben seiner schwerpunktmäßigen Ausrichtung 
auf landschaftsplanerische Maßnahmen trifft dieses auch Aussagen 
zur Feldhamsternachzucht und den dafür notwendigen zoologischen 
Voraussetzungen,  zum  Populationsmonitoring  sowie  zur  Projekt-
kommunikation.  Ausgehend  von  Annahmen  zum  Flächenbedarf 
wurde ein zentral gelegenes Fokusgebiet mit einer Größe von annä-
hernd 2000 Hektar bestimmt und durch zwei Erweiterungsflächen 
von etwa gleicher Größe ergänzt (s.  Abb. 4). Das ermöglicht eine 
zeitliche Staffelung der Maßnahmenumsetzung.

Der inhaltliche Aufbau des Maßnahmenkonzepts selbst wird als 
wesentliches Ergebnis der Arbeit im Folgenden näher erläutert (s. 
Abb. 5). Durch Kombination teils erprobter, teils eigens entwickelter 

Maßnahmen  unterschiedlicher  Kategorien  in  Paketen  konnte  ein 
neuer Ansatz für den Feldhamsterschutz entwickelt werden. Dieser 
Aufbau verfolgt die Zielvorgabe, neben der Biodiversitätsförderung 
auch eine flexible Umsetzbarkeit zu erreichen. Damit soll explizit auf 
die maßgebliche Akteursgruppe im Feldhamsterschutz, die Landwir-
tinnen und Landwirte, eingegangen werden.

Ausführliche Steckbriefe zu jeder in  Abbildung 5 dargestellten 
Maßnahme finden sich im Steckbriefkatalog der Masterarbeit (Zein 
2024),  welcher  in  „Grundschutzmaßnahmen“,  „Komplexmaßnah-
men“ und „Vernetzungsmaßnahmen“ gegliedert ist:
• Grundschutzmaßnahmen  definieren  unabhängig  von  der  Flä-

chenbeschaffenheit  und der angebauten Feldkultur  einen Min-
deststandard  für  alle  Maßnahmenflächen.  Mit  ihnen  wird  die 
zwingend notwendige Grundvoraussetzung für den Feldhamster-
schutz geschaffen. Beispielsweise wird ein vollständiger Verzicht 
auf Rodentizide sowie eine extensivierte Bodenbearbeitung fest-
gelegt.

• Komplexmaßnahmen  behandeln  jeweils  bestimmte  Habitatan-
sprüche des Feldhamsters und orientieren sich dabei an Empfeh-
lungen für eine entsprechend angepasste Bewirtschaftung. Da je-
doch keine einzelne Maßnahme sämtliche Habitatansprüche ab-
decken kann, ist ihre gemeinsame Umsetzung in Kombination 
mehrerer verschiedener Komplexmaßnahmen erforderlich. In der 
Maßnahmenübersicht (s.  Abb. 5) werden diese Kombinationen 
als Maßnahmenpakete gebündelt dargestellt, deren vollständige 
Umsetzung zusätzlich honoriert werden soll. Die entsprechenden 
Fördermöglichkeiten sind in den Maßnahmensteckbriefen aufge-
führt. Auf diese Weise soll das Engagement für die Entwicklung 
möglichst  großflächiger,  zusammenhängender  und  hamster-
freundlich bewirtschafteter Gebiete attraktiver werden.

• Diesem Ziel folgen ebenso die Vernetzungsmaßnahmen, die einen 
Individuenaustausch zwischen den Maßnahmenflächen auch über 
Barrieren  hinweg  ermöglichen  sollen  –  etwa  an  Straßen  und 
Gleisanlagen.
Abbildung 6 zeigt  einen  Kartenausschnitt  der  beispielhaften 

Maßnahmenumsetzung  für  das  Fokusgebiet  in  Nordsachsen.  Die 
Abbildung zeigt die Anordnung der „Kernflächen“, die aus den zuvor 

Abbildung 7: Übersicht der vorgeschlagenen Struktur der Projektkommunikation und der in der Arbeit näher erläuterten Vermittlungselemente (eigene Dar-
stellung)
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erstellten Potenzialgebieten ausgewählt wurden und auf denen be-
sonders wirksame Schutzmaßnahmen umgesetzt werden. Gemeinsam 
mit „Förderflächen“ (Ausweichhabitaten) und „Vernetzungsflächen“ 
stellen sie eine flexible, an die tatsächliche Bewirtschaftungsstruktur 
(jährlich wechselnde Nutzungsverhältnisse, Fruchtfolgen, Koopera-
tionsbereitschaft der landwirtschaftlichen Akteurinnen und Akteure 
usw.) angepasste räumliche Maßnahmenplanung dar.

Sowohl die aktuelle Kooperationsbereitschaft der Landwirtinnen 
und Landwirte als auch die Nutzungsverteilung auf unterschiedliche 
Betriebe wurden in die Maßnahmenplanung einbezogen. Mehr als 
zwei  Drittel  (72,1 %) der  landwirtschaftlich genutzten  Fläche  des 
Fokusgebiets werden durch lediglich drei Agrarbetriebe bewirtschaf-
tet. Das ließ sich aus Gesprächen mit lokalen Akteurinnen und Ak-
teuren schließen. Diese Betriebe für den Feldhamsterschutz zu ge-
winnen, sollte eine hohe Priorität erhalten, wenn auch insgesamt nur 
ein breites Kooperationsbündnis zum Erfolg führen kann. Insgesamt 
werden die Ackerschläge des Fokusgebiets durch elf verschiedene 
Betriebe bewirtschaftet (Stand 2023). Diese Erkenntnis zeigt eine der 
generellen  Schwierigkeiten  im  Feldhamsterschutz  auf:  Um  eine 
großflächig zusammenhängende, feldhamstergerechte Landschaft zu 
gestalten, bedarf es der Abstimmung mit einer Vielzahl von Personen, 
die in anderen Gebieten noch größer sein kann. Daher wurden neben 
den  in  den  Maßnahmensteckbriefen  vorgeschlagenen  Fördermög-
lichkeiten auch Ansätze zur zielgruppenspezifischen Kommunikation 
in einer eigenen Vermittlungsstrategie zusammengefasst. Diese um-
fasst  neben  der  Gruppe  der  landwirtschaftlichen  Fachkräfte  auch 
weitere Akteursgruppen aus dem Feldhamsterschutz, die Anwohner-
gemeinschaft im Projektgebiet sowie Besucherinnen und Besucher 
des Zoos Leipzig.

Als  Ergebnis  dieses  Arbeitsschritts  entstand  eine  langfristige, 
zeitlich gestaffelte Vermittlungsstrategie mit zielgruppenspezifischen 
Kommunikationselementen (s. Abb. 7). Drei dieser Elemente wurden 
näher  ausgeführt:  ein  Format  für  Informationsveranstaltungen  für 
Landwirtinnen und Landwirte, Beschilderungen an den „Hamster-
feldern“ (Maßnahmenflächen) sowie eine Produktvermarktung. Aus-
führliche grafische und textliche Beschreibungen finden sich in der 
Masterarbeit (Zein 2024). Mit dem über den Zoo geförderten Verkauf 
von „Hamsterhonig“ unter einer Dachmarke für feldhamsterfreund-
liche Bewirtschaftung wird schließlich der Bogen zu den zuvor her-
ausgearbeiteten  Defiziten  in  der  Etablierung  regionaler  Vermark-
tungs- und Wertschöpfungsmöglichkeiten gespannt. Insbesondere die 
betroffene Akteursgruppe aus der Landwirtschaft soll durch solche 
Maßnahmen der projektintegrierten Umweltbildung als unverzicht-
bare Partnerin im Biodiversitätsschutz sichtbar werden.

Die Inhalte  der  Masterarbeit  wurden durch eine  Vielzahl  von 
grafischen Elementen der Autorin ergänzt. Diese können vom AK-
KFS im weiteren  Projektverlauf  für  öffentlichkeitswirksame  Dar-
stellungen genutzt werden können, um die Umsetzung des vorge-
stellten Kommunikationskonzepts zu erleichtern.

4. Reflexion und Ausblick

Nach Abschluss der Masterarbeit haben die Projektpartner des AK-
KFS im März 2024 insgesamt 71 Feldhamster auf einer der im Kon-
zept  integrierten  Maßnahmenflächen  ausgewildert  (Zoo  Leipzig 
GmbH 2025a). In der anschließenden Monitoringphase konnten auch 
im Freiland geborene Jungtiere außerhalb der Auswilderungsfläche 
nachgewiesen werden, was die Projektverantwortlichen als Indikator 
für geeignete Habitatbedingungen im Umkreis der7 Fläche werten. 
Da auch die Ex-situ-Zucht auf dem Zoogelände 2024 ausreichend 
Jungtiere hervorbrachte (226 Junghamster), wurde die Auswilderung 
im Jahr 2025 fortgesetzt. Dafür wurden ab Anfang Mai 179 nachge-
züchtete Feldhamster ausgewildert (Zoo Leipzig GmbH 2025b), was 
einer Steigerung von etwa 150 % im Vergleich zum ersten Auswil-
derungsjahr entspricht. Seit Oktober 2025 werden die sächsischen 
Bemühungen  um  den  Feldhamster  mit  dem  EU-LIFE-Projekt 
„LIFE4HamsterSaxony“ (Förderprogramm der Europäischen Union) 
mit einem Gesamtumfang von 12,2 Millionen Euro und einer Lauf-
zeit von sechs Jahren fortgesetzt (LfULG 2025).

Die bislang erreichten Ergebnisse bei Nachzucht und Auswilde-
rung des Feldhamsters sowie die erfolgreiche Bewerbung um die EU-
LIFE-Förderung können als positive Aussichten für die sächsische 
Feldhamsterpopulation gewertet werden, für deren Schutz mit dem 
hier  beschriebenen Konzept  eine  landschaftsplanerische Basis  ge-
schaffen  wurde.  Den  Projektverantwortlichen  stehen  nun  auch 
Grundlagendaten wie die Bewertung der Bodenverhältnisse für die 
weitere Planung zur Verfügung, die in Feldhamsterschutzprojekten 
üblicherweise nur in einer gröberen Abstufung anhand der Boden-
wertzahlen vorgenommen wird.

Einschränkungen entstanden  durch  die  getroffenen  Annahmen 
zum Flächen- und Individuenbedarf einer langfristig stabilen Popu-
lation, die durch Variantenvergleiche und eine Orientierung an Refe-
renzbeispielen abgeschätzt wurden. Die erarbeiteten Bedarfsflächen-
größen und Zeitspannen sollten die Projektverantwortlichen in re-
gelmäßigen Abständen mit dem tatsächlichen Projektfortschritt und 
dem Populationsstatus abgleichen. Das vorgeschlagene Konzept lässt 
sich an die Dynamiken der landwirtschaftlichen Produktion und der 
tatsächlichen Populationsentwicklung anpassen, jedoch ist ein regel-
mäßiges Monitoring dafür unerlässlich.

Entscheidend für das Überleben dieser Art wird eine Umstellung 
der Landwirtschaft mindestens in feldhamsterfreundlichen Teilberei-
chen sein.  Dafür  liefert  die  Masterarbeit  Anregungen und Daten-
grundlagen. Unbedingt näher zu betrachten sind der klimaangepasste 
Feldhamsterschutz  und  die  Folgen  des  schnell  voranschreitenden 
Ausbaus erneuerbarer Energien. Beide Problematiken wurden in der 
Masterarbeit angesprochen und bei deren Vorstellung auf der inter-
nationalen  Konferenz  zum Feldhamsterschutz  („31st  International 
Hamster  Workgroup  Meeting“  2024)  diskutiert.  Weitere  Untersu-
chungen dazu, auch landschaftsplanerische Forschungsbeiträge, sind 
wünschenswert.

5. Fazit

Der Schutz des Feldhamsters vor dem Aussterben ist ein wichtiger 
Baustein in den Bemühungen um den Erhalt der Biodiversität in der 
Agrarlandschaft. Die vorgestellte Masterarbeit schlägt Maßnahmen 
für  eine  langfristige  Auswilderungsstrategie  für  Feldhamster  in 
Nordsachsen vor, um dort die Bestandsstützung durch das notwendi-
ge Flächenmanagement zur Verbesserung der Habitatbedingungen zu 
unterstützen. Die dafür vorgenommene Gebietsbewertung, die ange-
wandte Methodik in der Maßnahmenkonzeption sowie die beglei-
tenden  Kommunikationsmittel  geben  dem  sächsischen  wie  auch 
anderen  Feldhamsterschutzprojekten  eine  landschaftsplanerische 
Grundlage, um Auswilderungen mit den zusätzlich zwingend not-
wendigen, landwirtschaftlichen Managementanpassungen zu unter-
setzen. In vielen Aspekten lässt sich die dafür entwickelte Methodik 
in der Maßnahmenplanung auch auf andere bedrohte Arten übertra-
gen.
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Zusammenfassung

Der Beitrag analysiert, wie sich die mit der Beschleunigungsgesetzgebung 2022/2023 verabschiedeten Reformen zum beschleunigten Ausbau 
der Windenergie auf die Umsetzung des Artenschutzes in der Regionalplanung Baden-Württembergs auswirken. Im Fokus stehen die Modifi -
zierung artenschutzrechtlicher Prüfungen, Zielkonflikte zwischen Klima- und Naturschutz sowie praktische Herausforderungen durch Daten-
defizite, Standardisierung und das begleitende Monitoring. Auf Grundlage einer rechtlichen Analyse der einschlägigen Reformgesetze sowie  
von Einblicken in die Planungspraxis werden Chancen und Risiken für einen naturverträglichen Windenergieausbau aufgezeigt. Mit Blick auf 
die zwischenzeitlich erfolgte Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie in nationales Recht verstetigt sich das Spannungsverhältnis  
zwischen Beschleunigungswirkung und effektivem Artenschutz.  Die zunächst als Übergangsregelungen konzipierten Verfahrensvereinfa -
chungen sind durch die dauerhafte Einführung von Beschleunigungsgebieten strukturell im deutschen Planungsrecht verankert worden. Die 
identifizierten Herausforderungen erweisen sich damit nicht als kurzfristige Begleiterscheinungen einer Übergangsphase, sondern als prägen -
de Rahmenbedingungen für die zukünftige Ausgestaltung des Verhältnisses von Windenergieausbau und Artenschutz. Der Beitrag fasst aus-
gewählte Ergebnisse einer Masterarbeit zusammen und hat weder Anspruch auf eine vollständige Darstellung aller behandelten Fragestellun-
gen noch auf eine fortdauernde Aktualität.

Schlagworte

Baden-Württemberg; Windenergie; Energiewirtschaft, Umweltprobleme; Artenschutz; Biologische Vielfalt; Gefährdung; Regionalplanung;  
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Abstract

This article analyses how the reforms adopted under the 2022/2023 acceleration law to speed up the expansion of wind energy are affecting  
the implementation of species protection in regional planning in Bade-Württemberg. It focuses on changes to species protection assessments,  
conflicts of interest between climate and nature conservation, and practical challenges arising from data gaps, standardisation and accom-
panying monitoring. Based on a legal analysis of the relevant reform laws and insights into planning practice, the article highlights the op-
portunities and risks for nature-friendly wind energy expansion. In light of the subsequent transposition of the Renewable Energy Directive  
into national law, the tension between the acceleration effect and effective species protection is becoming entrenched. The procedural simpli -
fications, initially conceived as transitional arrangements, have been structurally embedded in German planning law through the permanent  
introduction of acceleration zones. The identified challenges thus prove not to be short-term side effects of a transitional phase, but rather  
defining framework conditions for the future shaping of the relationship between wind energy expansion and species protection. This article  
summarises selected findings from a Master’s thesis and does not claim to provide a comprehensive account of all the issues addressed, nor  
does it claim to remain permanently up to date.
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1. Einleitung

1.1 Problemhintergrund

Der beschleunigte Ausbau erneuerbarer Energien, insbesondere der 
Windenergie, ist ein zentrales Instrument zur Bewältigung der Kli-
makrise.  Zugleich  stellt  der  Windenergieausbau  eine  wachsende 
Herausforderung für den Natur- und Artenschutz dar. Die Dringlich-
keit der Reduktion globaler Treibhausgasemissionen ist bereits durch 
internationale Abkommen wie dem Übereinkommen von Paris (ÜvP) 
völkerrechtlich verankert und politisch forciert. Angesichts des stei-
genden Energiebedarfs pro Kopf und der fortschreitenden Elektrifi-
zierung in nahezu allen Sektoren ist das Erreichen der Klimaziele 
ohne einen massiven Ausbau erneuerbarer Energien, insbesondere der 
Windenergie, nicht realisierbar (BMWK 2022b: 2). Darüber hinaus 
hat der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine in Verbindung mit 
dem  in  Deutschland  beschlossenen  Ausstieg  aus  der  Atom-  und 
Kohleenergie gezeigt, wie wichtig eine souveräne, resiliente und re-
generative Stromerzeugung ist. Der Ausbau erneuerbarer Energien ist 
daher  unabdingbar,  um  die  Energiesicherheit  und  -souveränität 
Deutschlands  langfristig  zu  gewährleisten.  Diese  doppelte  Dring-
lichkeit verschärft die Notwendigkeit, den Ausstieg aus den fossilen 
Energien möglichst schnell voranzutreiben (BMWK 2022b: 1). Der 
dafür notwendige beschleunigte Ausbau der Windenergie verschärft 
jedoch  bestehende  Zielkonflikte  mit  dem  Artenschutz  und  wirft 
grundlegende Fragen zur Ausgestaltung umweltrechtlicher Prüfver-
fahren und zur planerischen Steuerung auf.

Die Herausforderungen, die sich aus der Notwendigkeit ergeben, 
erneuerbare Energien auszubauen und gleichzeitig hohe Standards im 
Artenschutz einzuhalten, sind ein Paradebeispiel für die komplexen 
Zielkonflikte  moderner  Umweltpolitik  (Hendrischke  2023:  965; 
Breuer  2025: 114 f.).  Der  Ausbau der  Windenergie ist  ein gesell-
schaftlich hochrelevantes Thema, das Gegenstand intensiver öffent-
licher und politischer Debatten ist (Altmayer 2023; Altmayer 2022; 
Heinsch & Prochazka 2024). Obwohl in der öffentlichen Wahrneh-
mung häufig ein starkes Ablehnungsempfinden dominiert, belegen 
empirische Studien, dass Windenergieprojekte in der Praxis mehr-
heitlich auf eine hohe Akzeptanz stoßen (FA Wind 2024: 8 ff.). Al-
lerdings  erschwert  es  die  Akzeptanz  in  der  Bevölkerung,  wenn 
Windenergieprojekte als Bedrohung für die lokale Umwelt oder als 
Beeinträchtigung für das Landschaftsbild wahrgenommen werden.

Der gesellschaftliche Druck, Lösungsansätze und Strategien zu 
entwickeln, die sowohl dem Klimaschutz als auch dem Artenschutz 
gerecht werden, ist entsprechend groß. Der globale Verlust der bio-
logischen Vielfalt ist neben dem Klimawandel eine der größten Her-
ausforderungen des 21. Jahrhunderts und zählt nach wie vor zu den 
wichtigsten umweltpolitischen Problemen (Gellermann & Schreiber 
2007: 1; Boes 2021: 32). Der Weltbiodiversitätsrat (IPBES) warnt in 
seinen Berichten eindringlich vor einer dramatischen Beschleunigung 
des globalen Artensterbens. Weltweit ist laut IPBES bis zu eine Mil-
lion Arten vom Aussterben bedroht mit einem Tempo, das zehn- bis 
hundertmal  höher  liegt  als  die  natürliche  Aussterberate  (IPBES 
2019a: XXVIII, 207, 238). Der Rückgang der biologischen Vielfalt 
gefährdet nicht nur einzelne Arten, sondern beeinträchtigt auch zen-
trale  Ökosystemleistungen  und  damit  die  Lebensgrundlagen  der 
Menschheit. Der Klimawandel wirkt dabei als verstärkende Kraft, die 
die Auswirkungen der anderen Faktoren zunehmend intensiviert (IP-
BES 2019b: 5, 2019a: XVII).

Auch in Deutschland ist die Situation des Artenschutzes alarmie-
rend. Zwei Drittel der Biotoptypen bzw. FFH-Lebensraumtypen gel-
ten als gefährdet und rund 39 % der Tierarten sind in ihrem Bestand 
bedroht (Gellermann & Schreiber 2007: 1;  BfN 2020: 5). Dabei ist 
der Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten nicht nur eine na-
turschutzfachliche, sondern auch eine verfassungsrechtliche Aufgabe 
(Art. 20a  GG) und Gegenstand zahlreicher internationaler Abkom-
men, wie etwa des Übereinkommens über die biologische Vielfalt 
(Convention on Biological Diversity – CBD). Dieses hat unter ande-
rem die Erhaltung lebensfähiger Populationen und die Bewahrung der 
natürlichen Lebensgrundlagen zum Ziel (Art. 8 lit. d CBD).

Deswegen bewegt sich der Ausbau der Windenergie als zentraler 

Baustein der Energiewende in einem konfliktreichen Spannungsfeld 
zwischen Klimaschutz und einer Gefährdung geschützter Arten (Ru-
ge 2023a: 1034). Bislang fehlen wissenschaftlich belastbare Nach-
weise für eine systematische Verschlechterung von Populationen ge-
schützter Arten aufgrund des Ausbaus der Windenergie (Reichenbach 
& Aussieker 2021: 66 f.). Unbestritten ist jedoch, dass in der Praxis 
ein erhebliches Konfliktpotenzial  mit  windenergiesensiblen Vogel- 
und Fledermausarten besteht. Dieses ist bei der Umsetzung eines na-
turverträglichen Ausbaus der Windenergie an Land auch aufgrund der 
unionsrechtlichen Vorgaben zwingend zu berücksichtigen.

Der Umbau des Energiesystems zur Begrenzung der Erderwär-
mung und zur Reduktion der Treibhausgasemissionen ist zwar uner-
lässlich, um die Folgen des Klimawandels zu begrenzen und damit 
auch einen Beitrag zum globalen Artenschutz zu leisten. Dies darf 
aber  nicht  auf  Kosten des  Artenschutzes  geschehen (Hendrischke 
2023: 965). Klimaschutz sollte daher nicht gegen Natur- und Arten-
schutz ausgespielt werden, denn ein intaktes Klima ist ohne eine in-
takte Natur wertlos (Ruge 2023b: 870). Keiner der beiden globalen 
Krisen,  weder  dem Klimawandel  noch  dem Biodiversitätsverlust, 
kann wirksam begegnet werden, wenn sie nicht gemeinsam ange-
gangen werden (Rosenkranz 2021: 5). Deswegen ist ein ausgewoge-
ner Umgang mit den Belangen des Klimaschutzes und des Arten-
schutzes erforderlich. Eine dauerhaft tragfähige Lösung muss daher 
beiden Erfordernissen gleichermaßen gerecht  werden (Rosenkranz 
2021: 7). Der Gesetzgeber steht dabei vor der Herausforderung, Pla-
nungs- und Genehmigungsprozesse zu beschleunigen, ohne die An-
forderungen des Artenschutzrechts zu vernachlässigen.

„Die Energiewende darf nicht Teil der Zerstörung dessen sein, 
was sie retten will.“ (Rosenkranz 2021: 6).

1.2 Problemstellung

Für die deutsche Energiewende ist der Ausbau der Windenergie ein 
wesentlicher Bestandteil. Sowohl für das Erreichen der nationalen 
Klimaschutzziele als auch für eine kostengünstige, zuverlässige und 
nachhaltige Energieversorgung Deutschlands ist der Ausbau der er-
neuerbaren Energien von entscheidender Bedeutung. Obwohl Baden-
Württemberg zu den wirtschaftlich stärksten Bundesländern zählt, 
besteht beim Ausbau der Windenergie weiterhin erheblicher Aufhol-
bedarf (Statista 2024; Deutsche WindGuard 2024: 4).

Bis zum Jahr 2032 müssen 2 % der Bundesfläche für die Nutzung 
von Windenergie ausgewiesen werden (Deutscher Bundestag 2022c: 
2). Die gesetzlichen Reformen des sogenannten „Osterpakets“ der 
Bundesregierung verfolgen das Ziel, den Ausbau der Windenergie zu 
beschleunigen  (BMWK  2022a:  1).  Dieser  Beschleunigungsansatz 
wurde durch die Umsetzung der novellierten Erneuerbare-Energien-
Richtlinie (EE-RL 2023/RED III) in nationales Recht weiter gefestigt. 
Die zunächst befristeten Verfahrenserleichterungen des § 6 WindBG 
a.F. sind mit  der Einführung des § 6b  WindBG n.F. dauerhaft  im 
deutschen Planungsrecht verankert worden. Damit werden die Be-
schleunigungsmechanismen nicht mehr als Übergangsregelung, son-
dern  als  struktureller  Bestandteil  des  Genehmigungsregimes  für 
Windenergieanlagen  in  ausgewiesenen  Beschleunigungsgebieten 
fortgeführt. Diese inzwischen implementierten Reformen der Jahre 
2022/2023,  insbesondere  das  Windenergieflächenbedarfsgesetz 
(WindBG) und die Änderungen des Baugesetzbuches (BauGB) sowie 
des Raumordnungsgesetzes (ROG), haben unmittelbare Auswirkun-
gen auf die Planungspraxis in den Bundesländern und führen ein 
neues Planungsregime ein (ARL 2024b: 1 f.). Damit bestehen nun 
deutlich verbesserte rechtliche Rahmenbedingungen für die Siche-
rung von Flächen für die Windenergie. Mit der Umsetzung dieser 
neuen Aufgaben wurden in Baden-Württemberg, wie in der Mehrzahl 
der Bundesländer, die Regionalplanung beauftragt (ARL 2024a: 3), 
damit einem hohen Zeit- und Erwartungsdruck steht. Infolge der re-
gionalen Planungsoffensive im Frühjahr 2022 haben die 12 Regio-
nalverbände  in  Baden-Württemberg  die  nötigen  Flächen  für  den 
dringend notwendigen Ausbau der erneuerbaren Energien auszuwei-
sen (MLW 2024). Baden-Württemberg verfolgte darüber hinaus das 
ambitionierte Ziel, bis September 2025 bereits 1,8 % der Landesflä-
che für Windenergie durch die Träger der Regionalplanung planerisch 



Beschleunigter Windenergieausbau und Artenschutz in der Regionalplanung.
Eine Analyse der Auswirkungen gesetzlicher Reformen auf den Artenschutz durch das Osterpaket und die EU-Notfall-VO in Baden-Württemberg

15 SCHÄFER | UVP-report 39 (1): 13-21 | 2026

zu sichern (§ 3 Abs. 1 WindBG a.F.; § 20 Abs. 1 KlimaG BW). Die 
gesetzliche Frist hierfür endete am 30. September 2025 (§ 20 Abs. 2 
KlimaG BW). Bis zum Frühjahr 2026 hatten lediglich vier Regio-
nalverbände verbindliche Teilfortschreibungen Windenergie vorge-
legt  (RV Ostwürttemberg  2025;  RVSBH 2025;  RVBO 2025;  RV 
Hochrhein-Bodensee 2025). Weitere Verbände, darunter der Verband 
Region Stuttgart,  hatten Satzungsbeschlüsse gefasst  und befanden 
sich im Anzeigeverfahren (VRS 2025). Die Mehrzahl der zwölf Re-
gionalverbände  hatte  ihre  Verfahren  hingegen  noch  nicht  abge-
schlossen (FA Wind-Solar 2026).

Neben der  Einführung eines  neuen,  von der  Regionalplanung 
dominierten Planungsregimes, bringt § 6 WindBG a.F., und in Folge 
der Umsetzung der RED III in nationales Recht ebenso § 6b WindBG 
n.F., erhebliche Verfahrenserleichterungen mit sich. Die Umsetzung 
eines effektiven Artenschutzes entfällt teilweise auf der projektbezo-
genen Ebene und wird auf die vorgelagerte Ebene der regionalplane-
rischen  Flächenausweisung  verlagert.  Angesichts  der  erheblichen 
Prüfungserleichterungen  obliegt  es  nun  der  Regionalplanung,  die 
Belange des Artenschutzes bei den erforderlichen Ausweisungen von 
Windenergiegebieten adäquat zu berücksichtigen. Dies bringt jedoch 
neue Herausforderungen und Planungsunsicherheiten mit sich und 
wirft die grundsätzliche Frage auf, ob den Belangen des Artenschut-
zes auf dieser Ebene überhaupt schon angemessen Rechnung getra-
gen werden kann.

Der Windenergieausbau steht in einem Spannungsfeld mit dem 
Artenschutz.  Die  betrachteten  Gesetzesreformen zielen  darauf  ab, 
diesen Konflikt zu entschärfen und beide Ziele besser in Einklang zu 
bringen. Es bleibt jedoch offen, ob diese Reformen auf der Ebene der 
Planung und Genehmigung tatsächlich zur Entschärfung der Kon-
flikte beitragen oder neue Herausforderungen für den Artenschutz in 
der Praxis entstehen.

1.3 Zielsetzung und Forschungsfrage

Ziel dieser Arbeit ist es, die Auswirkungen der seit dem Osterpaket 
vorgenommenen gesetzlichen Änderungen auf den Artenschutz im 
Kontext der Regionalplanung in Baden-Württemberg zu analysieren. 
Im Einzelnen soll untersucht werden, wie und ob sich die neuen Re-
gelungen auf die Umsetzung und Sicherung des Artenschutzes aus-
wirken und welche Herausforderungen sich bei der Flächenauswei-
sung von Windenergiegebieten ergeben. Darüber hinaus sollen mög-
liche Lösungsansätze für bestehende Konfliktlinien entwickelt wer-
den. Wie beeinflusst der beschleunigte Ausbau der Windenergie in-
folge der gesetzlichen Reformen des Osterpakets und der EU-Notfall-
VO die Umsetzung des europarechtlich gebotenen Artenschutzes in 
der Regionalplanung Baden-Württembergs und welche neuen plane-
rischen Zielkonflikte und Herausforderungen ergeben sich daraus, die 
künftig gelöst werden müssen?

2. Methodik

Die Arbeit bedient sich eines qualitativen und explorativen Metho-
denmixes,  um die  Auswirkungen der  seit  2022/2023 eingeführten 
Beschleunigungsregelungen auf den Artenschutz systematisch zu er-
fassen. Im Zentrum steht eine Kombination einer rechtlichen Analyse 
der einschlägigen Reformen, einer vertiefenden Literaturanalyse so-
wie leitfadengestützter Experteninterviews mit Regionalplanerinnen 
und -planern in Baden-Württemberg.

Ausgangspunkt der Untersuchung ist eine Analyse der für den 
Artenschutz relevanten Reformelemente, darunter insbesondere § 6 
WindBG a.F., §§ 44, 45b–45d BNatSchG sowie die Änderungen in 
BauGB und  ROG und die unionsrechtlichen Vorgaben. Ergänzend 
wurden ausgewählte Gesetzeskommentare, Fachaufsätze und Positi-
onspapiere herangezogen, um die intendierten Steuerungswirkungen 
und  die  in  der  Fachdebatte  diskutierten  Konfliktlinien  zwischen 
Windenergieausbau  und  Artenschutz  zu  rekonstruieren.  Um  die 
praktische Umsetzung dieser Vorgaben auf Ebene der Regionalpla-
nung zu beleuchten, wurden qualitative, leitfadengestützte Experten-
interviews mit Vertreterinnen und Vertretern ausgewählter Regional-

verbände in Baden-Württemberg durchgeführt. Die Interviews wur-
den dokumentiert und inhaltsanalytisch ausgewertet, wobei der Fokus 
auf wiederkehrenden Spannungsfeldern und Mustern lag, nicht auf 
einer statistischen Repräsentativität.  Die so gewonnenen Einschät-
zungen flossen in die Ergebnisdarstellung vor allem dort ein, wo sie 
die rechtliche Analyse um praxisbezogene Einblicke in Datendefizite, 
Bewertungsunsicherheiten und Vollzugsherausforderungen ergänzen. 
Methodische Grenzen ergeben sich insbesondere aus der begrenzten 
Zahl der Interviews, der regionalen Fokussierung auf Baden-Würt-
temberg sowie der Tatsache, dass subjektive Einschätzungen der Be-
fragten nicht ohne Weiteres verallgemeinert werden können.

3. Ergebnisse

Die untersuchten Gesetzesänderungen haben in vielen Fällen direkt 
oder  indirekt  erhebliche  Auswirkungen  auf  den  Artenschutz.  Im 
Zentrum der Betrachtung stehen dabei die materiellen Veränderungen 
der artenschutzrechtlichen Prüfung nach § 44 Abs. 1 BNatSchG, die 
Einführung  bundeseinheitlicher  Standards  für  die  Signifikanz-
schwelle (§ 45b BNatSchG) sowie die Verfahrenserleichterungen des 
§ 6  WindBG a.F.. Die Ergebnisse zeigen, dass diese Reformen den 
artenschutzrechtlichen  Prüfungsmaßstab  nicht  punktuell,  sondern 
strukturell  verändert  haben. Sie betreffen sowohl die dogmatische 
Reichweite der Verbotstatbestände als auch die naturschutzfachliche 
Einschätzungsprärogative  der  Behörden  sowie  die  methodischen 
Anforderungen an die fachliche Bewertung im Einzelfall. In der Ge-
samtschau führen die Änderungen zu einer spürbaren Verschiebung 
des bisherigen Gleichgewichts zwischen den beiden gleichrangigen 
Schutzinteressen  Klima-  und Biodiversitätsschutz  mit  Folgen,  die 
weit  über  das  Genehmigungsrecht  der  Windenergie  hinausreichen 
und die Funktionsweise des Artenschutzrechts insgesamt berühren.

3.1 Zentrale Befunde

Aus der Analyse lassen sich neun zentrale Befunde ableiten, die 
im Folgenden näher dargestellt werden.

3.1.1 Verlagerung der artenschutzrechtlichen
Verantwortung

Mit Einführung des § 6 WindBG a.F. und weiterer gesetzlicher Än-
derungen wird die artenschutzrechtliche Prüfung erkennbar von der 
projektspezifischen Genehmigungsebene auf  die  vorgelagerte  Pla-
nungsebene verlagert. Dies führt zu einer zentralen Neubewertung 
der Rolle der Regionalplanung, die nunmehr als „Verantwortungs-
trägerin“ für einen naturverträglichen Ausbau fungiert. Die Folgen 
sind eine Standardisierung der Prüfkriterien in der Planung, aber auch 
eine  Absenkung  der  Prüfanforderungen  im  Einzelfall.  Allerdings 
zeigt die Untersuchung, dass die artenschutzrechtlichen Prüfpflichten 
nicht vollständig auf die vorgelagerte, übergeordnete Planungsebene 
verlagert („hochgezont“) wurden (Schäfer 2025: 78 ff., 96 ff.).

3.1.2 Risiken durch Absenkung materieller
Prüfstandards

Trotz des Konfliktmanagementpotenzials bei der Flächensteuerung 
bergen die gesetzlichen Regelungen Risiken für einen effektiven Ar-
tenschutz. Die Absenkung materieller Schutzstandards und die Um-
kehr der Begründungslast zugunsten des Ausbaus von erneuerbaren 
Energien stellen Risiken für den Artenschutz dar, die unmittelbar aus 
der  gesetzgeberischen  Entscheidung  resultieren,  dem  Windener-
gieausbau in der Abwägung ein überragendes öffentliches Interesse 
einzuräumen (§ 2 EEG). Sie wirken unabhängig von der Qualität des 
Vollzugs  und  können  daher  auch  durch  eine  verbesserte  Verwal-
tungspraxis allein nicht ausgeglichen werden.

3.1.3 Standardisierung statt Differenzierung

Die Einführung bundeseinheitlicher  Schutzabstände und Prüfmaß-
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stäbe durch § 45b BNatSchG erhöht zwar die Planungssicherheit und 
sorgt für eine bislang nicht gekannte Einheitlichkeit der artenschutz-
rechtlichen Beurteilung des Tötungsverbots für Brutvögel. Zugleich 
tritt damit jedoch die differenzierte, am konkreten Einzelfall orien-
tierte Prüfung in den Hintergrund. Die tatsächlichen örtlichen Gege-
benheiten, insbesondere die konkrete Raumnutzung und die Habitat-
ausstattung des Vorhabengebiets, bleiben in der Regelprüfung weit-
gehend  unberücksichtigt.  Zug-  und  Rastvögel  sowie  Fledermäuse 
werden auch nach der Neufassung weiterhin nur unzureichend be-
trachtet (vgl. Schäfer 2025: 76 ff.).

3.1.4 Datendefizite und methodische Grenzen

Erhebliche  Wissenslücken  und  Erfassungsdefizite  in  der  arten-
schutzfachlichen Datenbasis stellen sowohl auf Planungsebene als 
auch auf der Genehmigungsebene zentrale Herausforderungen dar. 
Konkret betrifft dies insbesondere fehlende oder veraltete Erfassun-
gen  von  Vorkommen  windenergiesensibler  Arten,  unzureichende 
Kenntnisse  zu  Zugbewegungen  von  Vögeln  und  Fledermäusen, 
Rastgebieten und Fledermausquartieren sowie das Fehlen bundesweit 
einheitlicher Datenstandards, die eine überregionale Vergleichbarkeit 
der Beurteilungen erschweren. Diese Defizite sind jedoch nicht sta-
tisch. Eine bundesweit harmonisierte, behördlich geführte Artenda-
tenbank, die systematische Verknüpfung von Landesfachdaten, eh-
renamtlicher Erfassung und Fernerkundung sowie der Einsatz mo-
dellbasierter  Habitat-  und  Raumnutzungsanalysen  (z. B.  Species 
Distribution  Models  –  SDM)  können  die  Datenbasis  mittelfristig 
deutlich verbessern. Auch KI-gestützte akustische und visuelle De-
tektionsverfahren  (insbesondere  für  Fledermäuse  und  Greifvögel) 
eröffnen neue Möglichkeiten, projektscharfe Erfassungslücken mit 
vertretbarem Aufwand zu schließen (Schäfer 2025: 82 ff.).

3.1.5 Methodische Beschränkungen bei Beurteilungen
auf Planungsebene

Die methodischen Grenzen der Regionalplanung, insbesondere die 
Maßstäblichkeit,  das  Fehlen  projektspezifischer  Datengrundlagen 
sowie die zwangsläufig flächenhaft aggregierten Betrachtungen, ste-
hen einer verlässlichen und projektscharfen Beurteilung konkreter 
artenschutzrechtlicher  Kollisionsrisiken  entgegen  (Schäfer  2025: 
98 ff.).

3.1.6 Umsetzung eines populationsbezogenen
Monitorings

Es bestehen weiterhin erhebliche Unklarheiten bei der Umsetzung 
eines  systematischen,  populationsbezogenen  Monitorings.  Derzeit 
fehlt eine verbindliche Verpflichtung zur umfassenden Erfassung und 
Auswertung der Auswirkungen des Windenergieausbaus auf wind-
energiesensible Arten. Dadurch wird eine verlässliche Einschätzung 
der tatsächlichen Folgen, insbesondere in Gebieten, in denen Verfah-
rensvereinfachungen  gelten,  deutlich  erschwert.  Ohne  eine  Rück-
kopplung in die Planung können negative Auswirkungen auf Popu-
lationen unerkannt bleiben (Schäfer 2025: 99 ff. 104 ff.). Im Kern 
steht dabei die Frage, ob das Artenschutzrecht künftig stärker popu-
lationsbezogen ausgerichtet werden kann und sollte. Ein populati-
onsbezogener Ansatz stellt nicht den Schutz jedes einzelnen Indivi-
duums in den Vordergrund, sondern fragt, ob der Erhaltungszustand 
der betroffenen Populationen insgesamt gewahrt  bleibt.  Ob dieser 
Ansatz in der Praxis umgesetzt werden kann, hängt jedoch maßgeb-
lich von zwei Voraussetzungen ab. Erstens von einer belastbaren Da-
tengrundlage  zu  den  tatsächlichen  Bestandsgrößen  und  -trends 
windenergiesensibler Arten und zweitens von einem systematischen, 
begleitenden Monitoring, das Rückschlüsse auf die Populationsent-
wicklung in Windenergiegebieten erlaubt. Eine verbindliche bundes-
weite und einheitliche Systematik für die Erfassung windenergiesen-
sibler Arten fehlt jedoch bislang.

3.1.7 Gefährdung seltener und schwer erfassbarer
Arten

Das neue Prüfregime nach § 45b BNatSchG sowie die Verfahrenser-
leichterungen nach § 6  WindBG a.F. bzw. § 6b  WindBG n.F. sind 
primär auf kollisionsgefährdete Brutvogelarten zugeschnitten. Stö-
rungsempfindliche Arten, meist Arten mit geringer Nachweisdichte, 
hoher Mobilität oder kryptischer Lebensweise entziehen sich diesem 
typisierenden  Bewertungsraster  weitgehend.  Da  die  Regelprüfung 
nach § 45b BNatSchG zudem auf vorhandene behördliche Daten zu-
rückgreift und projektscharfe Kartierungen in Windenergiegebieten 
(zukünftig  in  den  Beschleunigungsgebieten)  regelmäßig  entfallen, 
werden Vorkommen außerhalb ausgewiesener Dichte- und Schwer-
punktzentren systematisch unterschätzt oder bleiben unentdeckt. Da-
mit besteht die konkrete Gefahr, dass populations- und erhaltungszu-
standsrelevante Beeinträchtigungen für seltene Arten weder auf Pla-
nungs- noch auf Genehmigungsebene erkannt und gesteuert werden 
mit  potenziellen  Folgen  für  deren  günstigen  Erhaltungszustand 
(Schäfer 2025: 99).

3.1.8 Zielkonflikt zwischen Klimaschutz und
Artenschutz

Die  Arbeit  bestätigt,  dass  der  beschleunigte  Ausbau  erneuerbarer 
Energien als zentrale Maßnahme zur Bekämpfung des Klimawandels 
mit Zielkonflikten im Artenschutz verbunden ist. Die rechtlichen und 
planerischen Erleichterungen führen trotz des Anspruchs eines na-
turverträglichen  Ausbaus  teilweise  zu  Zielkonflikten  und  inneren 
Widersprüchen (Schäfer 2025: 106). So kollidiert etwa das überra-
gende öffentliche Interesse am Ausbau (§ 2 EEG) in der Praxis mit 
strengen europäischen Artenschutzvorgaben, insbesondere dem Tö-
tungs- und Störungsverbot (Art. 12 FFH-Richtlinie). Ähnliche Span-
nungen können sich aufgrund einer möglichen Flächenkonkurrenz 
auch bei der Umsetzung der  RED III und der  Naturwiederherstel-
lungs-VO (Nature Restoration Law) ergeben.

3.1.9 Handlungsbedarf

Es besteht dringender Bedarf an bundesweit einheitlichen methodi-
schen  Standards,  verbesserten  überregionalen  Datenbanken,  ver-
bindlichem populationsbezogenem Monitoring und einem nationalen 
Artenhilfsprogramm zur Kompensation negativer Einflüsse (Schäfer 
2025: 108 ff.).

3.2 Übergreifende Wirkungsdimensionen

Diese neun Befunde verweisen auf übergreifende Wirkungsdimensi-
onen der untersuchten Reformen, die im Folgenden vertieft betrach-
tet  werden.  Im Mittelpunkt  stehen  die  Neuausrichtung  der  arten-
schutzrechtlichen Prüfung, die methodischen und datenseitigen Vor-
aussetzungen ihrer Wirksamkeit, die Frage eines populationsbezoge-
nen Schutzansatzes sowie der übergeordnete Zielkonflikt zwischen 
Klimaschutz und Artenschutz. Die folgenden Abschnitte ordnen die 
Befunde damit nicht nur sachlich, sondern verknüpfen sie auch mit 
den planerischen und rechtlichen Konsequenzen für die Regional-
planung.

3.2.1 Neuausrichtung der artenschutzrechtlichen
Prüfung

Die Novellierung des  BNatSchG hat erhebliche Auswirkungen auf 
die artenschutzrechtliche Prüfung für den Bau und den Betrieb von 
Windenergieanlagen.  Mit  der  Reform  wurden  bundeseinheitliche 
Standards eingeführt, die zu einer normativen Konkretisierung und 
Operationalisierung der artenschutzrechtlichen Prüfung geführt ha-
ben (KNE 2023b: 9;  Deutscher Bundestag 2022b: 24).  Allerdings 
betrifft die Novellierung jedoch nur einen Teil der zu prüfenden As-
pekte. Im Vordergrund steht insbesondere das Tötungsverbot und hier 
wiederum nur die betriebsbedingte Tötung von Brutvogelarten (Gel-
lermann 2023: Rn. 5; Deutscher Bundestag 2022b: 24 f.).
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Die zentrale Neuerung besteht darin, dass die artenschutzrechtli-
che Prüfung teilweise von der projektbezogenen Genehmigungsebe-
ne auf die vorgelagerte Planungsebene verlagert wird. Anstelle einer 
detailgenauen Bewertung am konkreten Anlagenstandort treten nun 
stärker  raumsteuernde,  flächenhafte  und  typisierende  Konfliktbe-
wertungen für ganze Windenergiegebiete in den Vordergrund. Diese 
Verlagerung geht in der Regel mit einer geringeren Ermittlungstiefe 
einher, insbesondere wenn projektspezifische Kartierungen entfallen 
und die  Bewertung hauptsächlich auf  vorhandenen Daten basiert. 
Dies konkretisieren die Verfahrenserleichterungen des § 6  WindBG 
a.F. – unter gesetzlich definierten Voraussetzungen soll die Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) und einer 
artenschutzrechtlichen Prüfung entfallen (§ 6 Abs. 1 S. 1–2 WindBG 
a.F.). Mit Inkrafttreten des § 6b  WindBG n.F. am 15. August 2025 
wurden diese Erleichterungen dauerhaft verankert und um den Entfall 
der FFH-Verträglichkeitsprüfung sowie der wasserrechtlichen Prü-
fung erweitert. Inhaltlich bedeutet dies, dass die Konfliktbewertung 
in Teilen von einer standortbezogenen Einzelfallprüfung (mit pro-
jektspezifischen Kartierungen) zu einer gebietsbezogenen, flächen-
haften und teilweise überschlägigen Betrachtung verschoben wird, 
die stärker auf vorhandene Datenbestände und typisierende Annah-
men zurückgreift.

Das zentrale Problem liegt weniger in der Verlagerung als solcher, 
sondern in den damit verbundenen methodischen Grenzen. Die Re-
gionalplanung kann aufgrund ihres Maßstabs und ihrer flächenhaften 
Betrachtungsweise projektspezifische Kollisionsrisiken nur begrenzt 
abbilden. Insbesondere besteht das Risiko, dass Einzelvorkommen 
seltener  oder  schwer  erfassbarer  Arten,  vor  allem außerhalb  von 
Dichte-  bzw.  Schwerpunktvorkommen,  in  der  Planung  unberück-
sichtigt  bleiben  oder  aufgrund  veralteter  Datengrundlagen  unter-
schätzt werden. Hinzu kommt, dass Planungsprozesse langfristig sind 
und die ökologische Realität (natürliche Bestandsdynamiken) stati-
sche  Datengrundlagen  im Zeitverlauf  überholen  kann.  Die  arten-
schutzrechtliche Prüfung nach § 44 Abs. 1  BNatSchG erfolgt dann 
grundsätzlich auf Basis bereits vorhandener Daten. Nur auf dieser 
Grundlage muss die Behörde in der Lage sein, mögliche Konflikte in 
Windenergiegebieten zu erkennen und bei Bedarf verhältnismäßige 
Minderungsmaßnahmen anzuordnen (§ 6 Abs. 1 S. 3 WindBG a.F.). 
Das besondere Artenschutzrecht nach §§ 44 ff. BNatSchG kann der 
Genehmigung  von  Windenergieanlagen  in  ausgewiesenen  Wind-
energiegebieten in der Regel nicht mehr entgegenstehen. Kartierun-
gen zur Erfassung der tatsächlichen Gegebenheiten und Vorkommen 
geschützter Arten sind nicht mehr erforderlich (Albrecht et al. 2024: 
146).

3.2.2 Auswirkungen auf die Regionalplanung

Die grundlegende Systematik der Behandlung des Artenschutzes in 
der Regionalplanung bleibt weitgehend unberührt. Dennoch wurde 
die  Regionalplanung  durch  die  verbesserten  rechtlichen  Rahmen-
bedingungen bei der Ausweisung von Windenergiegebieten gestärkt. 
Der Artenschutz als öffentlicher Belang kann daher nur noch in aty-
pischen  Einzelfällen  gegen  die  Windenergienutzung  abgewogen 
werden (Deutscher Bundestag 2022a: 159). Dies ermöglicht erwei-
terte Planungsspielräume und erschließt damit eine größere Potenzi-
alkulisse, da artenschutzrechtliche Konflikte auf der Planebene sel-
tener zum vollständigen Ausschluss von Flächen führen und die Re-
alisierungswahrscheinlichkeit  von  ausgewiesenen  Windenergiege-
bieten erhöht wird. Die Experteninterviews unterstreichen, dass auf 
Planungsebene große Unsicherheiten bei der Bewertbarkeit und der 
Datenlage  bestehen.  Insbesondere  außerhalb  der  abgegrenzten 
Schwerpunktvorkommen drohen erhebliche Wissenslücken zu ande-
ren verfahrensrelevanten Arten (Schäfer 2025: 85 ff.).

3.2.3 Neue Zielkonflikte und Grenzen

Die Reformen entfalten auf Planungsebene wirksame Steuerungspo-
tenziale.  Die  Berücksichtigung  von  Schwerpunktvorkommen  und 
Artenschutz Fachbeiträgen ermöglicht es, den Ausbau frühzeitig auf 
konfliktarme Flächen zu lenken und so großräumige Konflikte mit 

Brut- und Greifvogelpopulationen wirksam zu vermeiden. Gerade bei 
flächengebundenen, gut kartierten Arten (z. B. Rotmilan, Weißstorch) 
ist  eine  planerische  Vorsteuerung  sachgerecht  möglich  und  auch 
wünschenswert.

Eine exakte Beurteilung projektspezifischer Kollisionsrisiken al-
lein auf Planungsebene ist jedoch nicht möglich. Diese Einschrän-
kung ergibt sich aus methodischen Grenzen, denen die Regionalpla-
nung aufgrund ihres  Maßstabs (1:50.000)  und ihrer  flächenhaften 
Betrachtungsweise unterliegt. Drei Problemfelder sind dabei beson-
ders hervorzuheben.

Erstens  fehlt  es  außerhalb  der  abgegrenzten  Schwerpunktvor-
kommen an belastbaren Daten zu weiteren verfahrensrelevanten Ar-
ten. Die Planungsebene kann zwar bekannte Dichtezentren adäquat 
berücksichtigen, nicht aber Einzelvorkommen seltener oder schwer 
erfassbarer Arten, die z. T. nur durch projektspezifische Kartierungen 
identifizierbar wären. Eben diese Kartierungen sind in ausgewiesenen 
Windenergiegebieten nach § 6 WindBG a.F. nicht mehr erforderlich. 
Dadurch drohen besonders seltene oder schwer erfassbare Arten aus 
dem Blickfeld zu geraten (Schäfer 2025: 106).

Zweitens sind die Datenlage und der Stand des Wissens zu den 
Zug- und Rastvögeln sowie Fledermäusen unzureichend. Ihre Be-
troffenheit lässt sich auf der Planungsebene nicht ausreichend beur-
teilen.

Drittens  fehlt  schlichtweg  eine  systematische  Rückkopplung 
zwischen Betrieb und Planung. Ohne ein verbindliches Monitoring 
der tatsächlichen Auswirkungen auf Populationen in bereits ausge-
wiesenen  Windenergiegebieten  bleibt  unklar,  ob  die  planerische 
Konfliktbewertung der Realität entspricht. Negative Auswirkungen 
auf Populationen können so unerkannt bleiben (vgl.  Schäfer 2025: 
104 f.). Ein ergänzendes, populationsbezogenes Monitoring sowie ein 
landesweites Artenhilfsprogramm könnten diese Lücke schließen und 
die positiven Effekte der Planungsverlagerung absichern. Vorausset-
zung dafür sind bundesweite einheitliche Erhebungsstandards, eine 
zentrale Datenplattform mit verpflichtender Datenpflege durch Vor-
habenträger und Behörden sowie die Verknüpfung mit prädiktiven 
Modellen, die Risikoflächen frühzeitig identifizieren. Die gesetzli-
chen Vereinfachungen führen damit zu einer materiellen Absenkung 
der Schutzniveaus für kollisionsgefährdete Arten – der Artenschutz 
droht „unter die Räder zu kommen“ (Albrecht et al. 2024: 147). Dies 
ist jedoch nicht pauschal der Fall, sondern insbesondere in ungünsti-
gen Konstellationen,  etwa bei  lückenhafter  oder  veralteter  Daten-
grundlage und v. a. im Gebieten, in denen keine kartierungspflichti-
gen Vorhaben durchgeführt worden sind. Umgekehrt kann der Ar-
tenschutz auf der vorgelagerten Planungsebene in vielen Fällen hin-
reichend berücksichtigt werden, wenn belastbare Fachkonzepte (z. B. 
Dichte- oder Schwerpunktvorkommen) und somit eine gute Daten-
grundlage sowie erprobte Minderungs- und Schutzmaßnahmen vor-
liegen.

3.3 Zwischenfazit zu den Ergebnissen

Auf struktureller und formeller Ebene ist es gelungen, Planungs- und 
Prüfprozesse zu beschleunigen und zu vereinheitlichen. Das Ziel, ei-
nen naturverträglichen Ausbau sicherzustellen, ist jedoch angesichts 
bestehender Unsicherheiten, unvollständiger Datengrundlagen sowie 
der  Aussetzung  projektspezifischer  Kartierungen  in  vielen  Fällen 
nicht  gewährleistet.  Die  Einführung  standardisierter  Bewertungs-
maßstäbe, bundesweite Datengrundlagen und eine konsequente Um-
setzung eines nationalen Artenhilfsprogramms in Begleitung eines 
populationsbezogenen Monitorings werden als dringend notwendig 
erachtet, um negative Effekte auf den Erhaltungszustand gefährdeter 
Arten zu vermeiden oder abzumindern.

Insgesamt zeigen die Ergebnisse, dass die Reformen den Ziel-
konflikt zwischen Windenergieausbau und Artenschutz nicht auflö-
sen. Ein solcher Anspruch wäre angesichts der inhärenten Spannun-
gen zwischen Flächeninanspruchnahme und Artenschutz auch nicht 
realistisch. Jede zusätzliche Flächennutzung für Infrastrukturvorha-
ben  (einschließlich  Windenergieanlagen  mit  Zuwegungen,  Kran-
stellflächen und Kabeltrassen) verändert Lebensräume, kann zu Ha-
bitatverlust und -fragmentierung führen und erhöht je nach Standort 
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das Risiko von Störungen sowie von Kollisionen. Gleichzeitig ver-
langt der Artenschutz, solche Beeinträchtigungen möglichst zu ver-
meiden, zu minimieren und nur in eng begrenzten Ausnahmefällen 
zuzulassen. Vollständig konfliktfrei lässt sich dieses Spannungsver-
hältnis daher regelmäßig nicht auflösen, sondern nur durch Standort-
wahl, Schutzauflagen und Ausgleichsmaßnahmen abmildern.

Vielmehr verfolgt der Gesetzgeber einen bewussten Kompromiss. 
Verfahrensvereinfachung und Beschleunigung auf der Zulassungs-
ebene  werden  gegen  eine  gestärkte  Steuerungs-  und  Verantwor-
tungsfunktion der Regionalplanung sowie eine kollektive Kompen-
sation  über  das  nationale  Artenhilfsprogramm (§ 45d  BNatSchG) 
eingetauscht.  Dieser  Kompromiss  erscheint  dort  sachgerecht,  wo 
standardisierbare Risiken (z. B. betriebsbedingte Tötung kollisions-
gefährdeter Brutvögel) durch typisierte Abstands- und Schutzmaß-
nahmen verlässlich angegangen werden können. Nachsteuerungsbe-
darf besteht hingegen für Artengruppen und Verbotstatbestände, die 
durch § 45b  BNatSchG nicht erfasst sind (Fledermäuse, Zugvögel, 
Störungsverbot). Materielle Einbußen im Artenschutz werden dabei 
regelungsseitig bewusst in Kauf genommen. Der Gesetzgeber hat das 
Prüfniveau auf  der  Genehmigungsebene abgesenkt  und sieht  eine 
Kompensation über ein nationales Artenhilfsprogramm vor. Ob die-
ses  Programm die  normativen  Schutzlücken  tatsächlich  schließen 
kann, ist eine Frage des Vollzugs, die sich erst in der praktischen 
Umsetzung beantworten lässt.

4. Diskussion

Die Analyse der gesetzlichen Reformen infolge des Osterpakets und 
der  EU-Notfall-VO,  v. a.  § 6  WindBG  a.F.,  § 2  EEG und  § 45b 
BNatSchG, verdeutlicht einen tiefgreifenden Wandel in der planeri-
schen  und  rechtlichen  Umsetzung des  Artenschutzes  beim Wind-
energieausbau. Durch verbindliche Flächenbeitragswerte, einen Ge-
wichtungsvorrang und das überragende öffentliche Interesse an er-
neuerbaren Energien sowie den Wegfall zentraler Prüfpflichten im 
Genehmigungsverfahren wurde ein Paradigmenwechsel  eingeleitet 
(vgl.  Schäfer 2025: 75 ff.). Dies wird in der Fachliteratur zum Teil 
kritisch betrachtet, da befürchtet wird, der Artenschutz könne durch 
die aktuellen Beschleunigungsstrategien „unter die Räder kommen“ 
(Albrecht et al. 2024: 147; Ruge 2023b: 871).

Insbesondere dort, wo materielle Prüfstandards abgesenkt wer-
den,  Datendefizite  vorliegen  sowie  naturschutzfachliche  Belange 
pauschalisiert und relativiert werden, sind Bedenken hinsichtlich der 
Wirksamkeit des Artenschutzes nachvollziehbar. Weil der Biodiver-
sitätsverlust bereits fortschreitet, besteht das Risiko, dass der Wind-
energieausbau, wenn er nicht konsequent naturverträglich gesteuert 
wird, als zusätzlicher Belastungsfaktor wirkt und die negativen Be-
standstrends lokal weiter verstärken kann. Damit droht eine weitere 
Verschärfung  der  Biodiversitätskrise,  die  mit  internationalen  Ver-
pflichtungen und europarechtlichen Zielsetzungen nur schwer ver-
einbar wäre.
Der Artenschutz konzentriert sich infolge der Reformen auf die vor-
gelagerte Planungsebene, ohne eine erkennbare echte „Hochzonung“ 
der artenschutzrechtlichen Prüfpflichten (vgl.  Schäfer 2025: 98 ff.). 
Diese würde hingegen erfordern, dass die auf Genehmigungsebene 
entfallenden Prüfungen auf der Planungsebene durch gleichwertige, 
methodisch angepasste Prüfinstrumente ersetzt werden. Dies ist bis-
lang weder rechtlich vorgesehen noch praktisch umsetzbar. Die Re-
gionalplanung kann aufgrund ihres Betrachtungsmaßstabs und der 
flächenhaft  aggregierten  Bewertung  projektspezifische  Konflikte 
nicht mit der Genauigkeit erfassen, die auf der Genehmigungsebene 
bislang möglich war.

4.1 Spannungsfeld zwischen Klima- und
Artenschutz

Die Transformation  zu  einer  treibhausgasneutralen  Energieversor-
gung gilt als eine der größten umweltpolitischen Herausforderungen 
der Gegenwart (BMWK 2022c: 21;  Hendrischke 2023: 965). Wäh-
rend  Klimaschutz  im  Mittelpunkt  der  politischen  Debatten  steht, 

rückt  der  Biodiversitätsschutz  häufig  in  den Hintergrund,  obwohl 
beide Politikziele durch internationale und unionsrechtliche Vorgaben 
verbindlich sind (vgl. Schäfer 2025: 30 ff.). Der Ausbau erneuerbarer 
Energien beansprucht Raum und führt vielfach zu Konflikten mit dem 
Artenschutz, etwa durch Kollisionen von Vögeln und Fledermäusen 
sowie Beeinträchtigungen sensibler Lebensräume (vgl. Schäfer 2025: 
43 f.).

Die Umsetzung der  RED III führte auf europäischer Ebene zu 
Flächendruck zugunsten erneuerbarer Energien, während die Natur-
wiederherstellungs-VO inhaltlich und zeitlich ins Hintertreffen gerät 
(Hendrischke 2023: 971). Hieraus resultiert eine Gewichtsverlage-
rung zugunsten des Klimaschutzes, die insbesondere auf Ebene der 
Regionalplanung zu Zielkonflikten mit dem Artenschutz führt.

4.2 Chancen und Grenzen der Regionalplanung

Die Regionalplanung übernimmt durch die neuen Regelungen zen-
trale Verantwortung für den Artenschutz. Die Einführung von Arten-
schutz-Fachbeiträgen  und  die  vorausschauende  Flächensteuerung 
bieten die Chance, potenzielle Konflikte frühzeitig zu erkennen und 
zu vermeiden. Durch Fachbeiträge und den Abgleich mit bekannten 
Vorkommen windenergiesensibler Arten können großräumige Kon-
fliktzonen frühzeitig identifiziert und aus der Gebietskulisse ausge-
schlossen werden. Dies ermöglicht eine Konzentration des Ausbaus 
auf vergleichsweise konfliktarme Räume. Gleichwohl bestehen wei-
terhin auf der Genehmigungsebene Herausforderungen wie unvoll-
ständige Datengrundlagen, der Wegfall von Kartierungen und Unsi-
cherheiten bei der rechtssicheren Beurteilung von Konflikten (vgl. 
Schäfer  2025:  87).  Die  Planungsebene  kann somit  die  Genehmi-
gungsebene  nicht  vollständig  ersetzen,  sondern  lediglich  steuernd 
ergänzen. Ein wirksamer Artenschutz setzt daher voraus, dass die auf 
der Planungsebene getroffene Vorabschätzung der artenschutzrecht-
lichen Konfliktrisiken durch nachgelagerte Sicherungsmechanismen 
ergänzt wird. Eine zentrale Rolle kommt dabei dem nationalen Ar-
tenhilfsprogramm nach § 45d BNatSchG zu, das durch ein bundes-
einheitliches, populationsbezogenes Monitoring kollisionsgefährde-
ter Vogel- und Fledermausarten flankiert werden muss. Erst das Zu-
sammenspiel beider Instrumente, populationsstützende Maßnahmen 
einerseits, kontinuierliche Erfassung der Bestandsentwicklung ande-
rerseits, ermöglicht eine belastbare Rückkopplung in die Regional-
planung.

4.3 Bewertung der gesetzlichen Reformen

Der gesetzliche Wandel geht mit einer Standardisierung und Verein-
fachung der artenschutzrechtlichen Prüfung einher. Positiv hervor-
zuheben ist, dass die Planungssicherheit und Einheitlichkeit gestiegen 
sind. Die Frage, ob die auf Planungsebene verbleibenden Prüfinstru-
mente ausreichen, um den Artenschutz wirksam zu gewährleisten, ist 
hingegen eine Vollzugsfrage, die maßgeblich von der Qualität der 
verfügbaren Daten, der Ausstattung der Planungsbehörden und der 
Verbindlichkeit begleitender Maßnahmen abhängt. Kritisch bleiben 
der Wegfall der UVP, die Umkehr der Begründungslast zugunsten 
erneuerbarer Energien sowie eine pauschale Zumutbarkeitsdefinition. 
Diese Veränderungen können die Wirksamkeit von Schutzmaßnah-
men gerade für seltene und gefährdete Arten beeinträchtigen (vgl. 
Schäfer 2025: 98 ff.).

4.4 Schlussfolgerungen zum Spannungsfeld

Die Gesetzesreformen haben auf  struktureller  Ebene zu Vereinfa-
chungen und Beschleunigungen geführt. Gleichzeitig haben sie ma-
terielle  Unsicherheiten  in  der  Umsetzung  des  praktischen  Arten-
schutzes geschaffen. Das Ziel, einen naturverträglichen Ausbau si-
cherzustellen, bleibt damit in einem Spannungsverhältnis zwischen 
Ausbaudruck und effektivem Artenschutz. Letzterer droht in diesem 
Spannungsfeld zumindest teilweise „unter die Räder zu kommen", 
wenn nicht begleitende Maßnahmen wie Monitoring und ein wirksa-
mes Artenhilfsprogramm konsequent umgesetzt werden (Albrecht et 
al. 2024: 147).
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4.5 Zusammenfassende Bewertung

Die Reformen bewirken auf verfahrensrechtlicher Ebene Fortschritte 
in Form von Vereinfachung und Beschleunigung. Zugleich schaffen 
sie auf materiell-rechtlicher Ebene neue Schutzlücken, die der Ge-
setzgeber bewusst in Kauf genommen hat (Regelungsdefizite). Hinzu 
treten Vollzugsdefizite,  insbesondere unzureichende Datengrundla-
gen, fehlendes systematisches Monitoring und begrenzte Kapazitäten 
der Planungsbehörden, die eine wirksame Umsetzung auch der ver-
bleibenden Schutzinstrumente erschweren. Die Zielsetzung einer na-
turverträglichen Beschleunigung des Windenergieausbaus verbleibt 
in einem Spannungsverhältnis zwischen Beschleunigungsdruck und 
effektivem Artenschutz. Die langfristigen Auswirkungen der materi-
ellen Erleichterungen sowie die  Effektivität  des  Artenschutzes  im 
Rahmen des neuen Planungsregimes bleiben weiter zu beobachten. 
Nur durch die konsequente Umsetzung von Minderungsmaßnahmen, 
ein  systematisches  Monitoring und gegebenenfalls  angepasste  ge-
setzliche Nachsteuerungen kann das Gleichgewicht zwischen Aus-
bauzielen des Klimaschutzes und den gesetzlichen Anforderungen 
des Artenschutzes erreicht werden.

Die Sorge um einen Zielkonflikt zwischen Klima- und Natur-
schutz ist nicht unbegründet. Während der Windenergieausbau durch 
zahlreiche gesetzliche Vereinfachungen gestärkt wurde, bleiben sub-
stanzielle Schutzansprüche gefährdeter Arten in der Praxis erschwert 
(vgl. Schäfer 2025: 106). Ohne konsequente Umsetzung begleitender 
Maßnahmen und eine faire Gewichtung der Schutzziele droht der 
Arten- und Biodiversitätsschutz im Schatten der Energiewende zu-
rückzutreten (Ruge 2023b: 870; Hendrischke 2023: 971). Eine echte 
Lösung des Zielkonflikts erfordert ein integratives Verständnis beider 
Krisen,  des  Klimawandels  wie des Biodiversitätsverlusts,  und die 
Bereitschaft, sie nicht gegeneinander, sondern gemeinsam anzugehen 
(Rosenkranz 2021: 7; Breuer 2025: 119 f.). Erste Ansätze hierzu fin-
den sich bereits in den analysierten Reformen wieder. Die Verlage-
rung der artenschutzrechtlichen Prüfung auf die Planungsebene, die 
Einführung des § 45b BNatSchG und die parallele Verankerung des 
Artenhilfsprogramms nach § 45d BNatSchG verfolgen genau diesen 
integrativen Anspruch,  den Ausbau der  erneuerbaren Energien zu 
beschleunigen  und  somit  den  Klimaschutz  zu  stärken,  ohne  den 
Schutz betroffener Arten aufgeben zu müssen. Die vorliegende Un-
tersuchung zeigt jedoch, dass dieser Ansatz bislang umstritten bleibt. 
Solange die flankierenden Instrumente, bundeseinheitliches Monito-
ring, belastbare Datengrundlagen und hinreichend ausgestattete Ar-
tenhilfsprogramme nicht in vergleichbarem Tempo wie die Verfah-
rensbeschleunigung umgesetzt werden, droht eine Entkopplung der 
rechtlichen Annahmen von den tatsächlichen Gegebenheiten, und die 
intendierte Synergie kann in eine faktische Schutzlücke umschlagen.

4.6 Aktuelle Einordnung und zukünftige
Entwicklung

Die  Master-Arbeit  (Schäfer  2025)  wurde  unter  Bedingungen  der 
Überbrückungsregelung des § 6  WindBG a.F. (gültig  bis  30.  Juni 
2025) erarbeitet. Die Frist ist zwischenzeitlich abgelaufen. An die 
Stelle der befristeten Regelung ist mit dem RED-III-UmsG ein dau-
erhaftes Regime getreten. § 6a WindBG n.F. bestimmt die bereits zum 
19. Mai 2024 ausgewiesenen Windenergiegebiete kraft Gesetzes zu 
Beschleunigungsgebieten, sofern bei ihrer Aufstellung eine Umwelt-
prüfung  durchgeführt  wurde  und  keine  Überlagerung  mit 
Natura-2000-Gebieten,  Naturschutzgebieten,  Nationalparks  oder 
Kernzonen von Biosphärenreservaten besteht, und normiert für diese 
Beschleunigungsgebiete  dauerhafte  Genehmigungserleichterungen, 
die über die des § 6 WindBG a.F. hinausgehen. Neben der UVP und 
der  Artenschutzprüfung entfallen nunmehr auch die  FFH-Verträg-
lichkeitsprüfung  und  die  Prüfung  der  wasserrechtlichen  Bewirt-
schaftungsziele. An ihre Stelle tritt eine vereinfachte „Überprüfung 
der Umweltauswirkungen" auf Basis vorhandener Daten und eines 
vom Antragsteller vorzulegenden Maßnahmenkonzepts (§ 6b Abs. 3 
WindBG n.F.). Die in der Master-Arbeit identifizierten Spannungs-
felder zwischen beschleunigtem Ausbau und effektivem Artenschutz 
bestehen damit nicht nur fort, sie haben sich durch die Erweiterung 

der entfallenden Prüfungen und die dauerhafte Verankerung der Ver-
fahrensvereinfachungen strukturell verfestigt.

Damit rückt die Frage nach der Machbarkeit einer integrierten 
Planung, die Klima- und Biodiversitätsschutz  gleichberechtigt  be-
rücksichtigt, weiter in den Fokus.

5. Fazit und Ausblick

Die Untersuchung der Auswirkungen der Beschleunigungsgesetzge-
bung 2022/2023 auf den Artenschutz zeigt, dass sich die Prüfungs-
systematik des Windenergieausbaus grundlegend gewandelt hat. An 
die Stelle einer projektbezogenen, einzelfallorientierten artenschutz-
rechtlichen Prüfung tritt eine planerisch vorgelagerte, flächenbezo-
gene Konfliktbewertung. Die Verantwortung für einen naturverträg-
lichen Ausbau verlagert sich damit in erheblichem Umfang auf die 
Träger der Regionalplanung, ohne dass diese bislang über alle Res-
sourcen verfügen,  die  für  eine sachgerechte  Wahrnehmung dieser 
Verantwortung erforderlich wären.

Die analysierten Reformen sind dabei  rechtssicher  anwendbar 
und in sich konsistent. Die identifizierten Defizite betreffen weniger 
die  rechtliche  Konstruktion  der  Reformen  als  ihre  fachliche  und 
praktische  Umsetzbarkeit.  Die  Verlagerung der  artenschutzrechtli-
chen Prüfung auf die Planungsebene, die bundeseinheitlichen Signi-
fikanzkriterien nach § 45b  BNatSchG und die Verfahrenserleichte-
rungen nach § 6 WindBG a.F. verfolgen erkennbar einen integrativen 
Ansatz, der Beschleunigung und Artenschutz in einem gemeinsamen 
Steuerungsrahmen verbindet. Dieser Ansatz ist bislang jedoch nur 
teilweise eingelöst. Belastbare Bestandsdaten, ein bundeseinheitlich 
standardisiertes  populationsbezogenes  Monitoring  und  ein  hinrei-
chend ausgestattetes nationales Artenhilfsprogramm fehlen bislang in 
dem Umfang, den die Reformarchitektur voraussetzt.

Die Ergebnisse machen deutlich, dass eine Stärkung des Wind-
energieausbaus ohne eine strukturelle und methodische Weiterent-
wicklung  des  Artenschutzrechts  nicht  zu  einer  naturverträglichen 
Umsetzung führen kann. Angesichts des fortschreitenden Verlusts der 
biologischen Vielfalt greift der bloße Verzicht auf materiell-rechtliche 
Prüfpflichten wie auf eine angemessene Artenschutzprüfung zu kurz.

Auch wenn der Windenergieausbau nicht die Hauptursache des 
globalen Biodiversitätsverlustes ist, wirkt er in einem bereits stark 
beanspruchten ökologischen System als zusätzlicher Belastungsfak-
tor mit  räumlich und taxonomisch klar eingrenzbaren Wirkungen. 
Betroffen sind insbesondere windenergiesensible Brutvogelarten wie 
Rotmilan  (Milvus  milvus),  Seeadler  (Haliaeetus  albicilla)  und 
Schwarzstorch (Ciconia nigra) sowie verschiedene Fledermausarten 
mit  erhöhtem Kollisionsrisiko.  Gerade weil  diese  Wirkungen klar 
benennbar und planerisch steuerbar sind, ist eine funktionale Inte-
gration des Artenschutzes in die Planungs- und Zulassungsprozesse 
möglich und erforderlich. Der Windenergieausbau stellt somit einen 
begrenzten, aber realen Zusatzfaktor in einer insgesamt angespannten 
Biodiversitätssituation dar. Eine funktionale Integration des Arten-
schutzes in die planerischen und genehmigungsrechtlichen Prozesse 
ist daher erforderlich. Diese Anforderung gewinnt zusätzlich an Be-
deutung im Kontext der Umsetzung der Naturwiederherstellungs-VO, 
die eine verbindliche ökologische Aufwertung degradierter Ökosys-
teme vorsieht.

Deswegen gewinnt der bereits in Kapitel 3 beschriebene popula-
tionsbezogene Schutzansatz an Bedeutung. Er verschiebt den Fokus 
vom Schutz des einzelnen Individuums auf die Frage, ob der Erhal-
tungszustand  der  betroffenen  Population  gewahrt  bleibt,  und  ent-
spricht damit der Logik der vorgelagerten, flächenhaften Konfliktbe-
wertung.  Tragende  Säule  ist  hierbei  das  nationale  Artenhilfspro-
gramm nach § 45d BNatSchG, das durch ein bundeseinheitlich stan-
dardisiertes  Monitoring  kollisionsgefährdeter  Vogel-  und  Fleder-
mausarten flankiert  werden muss.  Erst  das  Zusammenspiel  dieser 
beiden  Instrumente  ermöglicht  eine  belastbare  Rückkopplung  der 
tatsächlichen ökologischen Folgen in die Fortschreibung der Regio-
nalplanung.  Ob ein solcher  Ansatz  mit  dem auf  Individuenschutz 
ausgerichteten Unionsrecht vollständig vereinbar ist oder ob es hier-
zu einer weitergehenden Reform des europäischen Artenschutzrechts 
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bedarf, kann hier nicht abschließend beantwortet werden.
Für die Praxis der Regionalplanung ergeben sich aus der Unter-

suchung drei zentrale Handlungsfelder. Erstens müssen die Regio-
nalplanerinnen und -planer die ihnen eingeräumten Spielräume nut-
zen, um naturschutzfachlich besonders sensible Räume bereits bei der 
Abgrenzung der Beschleunigungsgebiete konsequent auszuschließen. 
Zweitens bedarf es einer kohärenten Verzahnung der nach RED III 
umgesetzten Instrumente mit den Vorgaben der Naturwiederherstel-
lungs-VO,  um  Zielkonflikte  und  Flächenkonkurrenzen  zwischen 
Klima- und Naturschutzzielen zu vermeiden. Drittens ist der Aufbau 
einer überregionalen Datengrundlage und eines verbindlichen Moni-
torings die Voraussetzung dafür, dass die planerischen Vorabschät-
zungen nicht zu einer faktischen Schutzlücke führen.

Mit dem Inkrafttreten des RED-III-UmsG im Sommer 2025 hat 
sich diese Konstellation strukturell verfestigt. Die Umsetzung von 
Beschleunigungsgebieten sowie die verstärkte Berücksichtigung von 
Minderungsmaßnahmen bereits bei der Flächenausweisung verdeut-
lichen, dass der nationale Gesetzgeber und die Länder bei der Um-
setzung einer naturverträglichen Energiewende vor komplexen Steu-
erungsherausforderungen stehen. Die Verantwortung für die natur-
schutzfachlich sachgerechte Abgrenzung der Beschleunigungsgebie-
te liegt nun bei der Regionalplanung, die sensible Gebiete identifi-
zieren  und  konsequent  ausschließen  muss.  Um Zielkonflikte  und 
Flächenkonkurrenzen  zwischen  Klima-  und  Naturschutzzielen  zu 
vermeiden, ist es entscheidend, die Instrumente der nunmehr gelten-
den  RED III einerseits und der  Naturwiederherstellungs-VO ande-
rerseits in ein kohärentes, aufeinander abgestimmtes Planungssystem 
zu integrieren. Ob dies gelingt, wird maßgeblich davon abhängen, ob 
die Bundesländer die ihnen eingeräumten Spielräume nutzen, um den 
Artenschutz bei der Ausweisung der Beschleunigungsgebiete ange-
messen zu berücksichtigen.

Zugleich  bedarf  es  einer  Weiterentwicklung  des  Artenschutz-
rechts hin zu einem praxistauglichen und wirksamen Schutzsystem, 
das die Sicherung überlebensfähiger Populationen in den Mittelpunkt 
stellt und zugleich Planungssicherheit bietet. Ein solcher populati-
onsbezogener  Ansatz  muss  auf  wissenschaftlich  fundierten  Daten 
beruhen, flächenbezogen operationalisiert werden können und durch 
ein begleitendes Monitoring ergänzt  werden,  das sicherstellt,  dass 
nicht nur keine Verschlechterung, sondern im Idealfall eine Verbes-
serung des Erhaltungszustands eintritt. Darüber hinaus ist es Aufgabe 
des  nationalen  Gesetzgebers,  einen  ausgewogenen  Interessenaus-
gleich zwischen den beiden zentralen staatlichen Schutzaufträgen, 
dem Klimaschutz und dem Erhalt der biologischen Vielfalt, sicher-
zustellen. Beide Zielsetzungen sind nicht nur unionsrechtlich veran-
kert,  sondern  auch  verfassungsrechtlich  durch  Art. 20a  GG als 
Staatsziele anerkannt. Eine dauerhaft tragfähige und gesellschaftlich 
akzeptierte Ausgestaltung der Energiewende kann daher nur gelingen, 
wenn beide Schutzgüter durch rechtliche, planerische und institutio-
nelle Instrumente in ein kohärentes und gleichgewichtiges Verhältnis 
zueinander gebracht werden.

Die Master-Arbeit zeigt damit Anknüpfungspunkte für die wei-
tere Forschung auf. Offen bleibt insbesondere, wie sich die dauerhafte 
Verankerung der Verfahrenserleichterungen in den kommenden Jah-
ren empirisch auf die Erhaltungszustände der besonders betroffenen 
Arten auswirkt, ob die landesweiten Artenhilfsprogramme die ihnen 
zugedachte Kompensationsfunktion tatsächlich erfüllen und in wel-
chem Verhältnis das nationale Beschleunigungsregime zu den uni-
onsrechtlichen Vorgaben des europäischen Artenschutzrechts steht. 
Erst  wenn diese Fragen belastbar  beantwortet  sind,  lässt  sich ab-
schließend bewerten, ob die Reformen den von ihnen erhobenen in-
tegrativen Anspruch eines beschleunigten und zugleich naturverträg-
lichen Windenergieausbaus einlösen können.
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Zusammenfassung

Durch die Zunahme der Pro-Kopf-Wohnfläche werden Einsparungen von Treibhausgasemissionen im Gebäudebereich in relevanter Größen-
ordnung kompensiert. Zudem werden die Schutzgüter Fläche und Boden direkt und weitere Schutzgüter indirekt durch den für das Wohnflä-
chenwachstum erforderlichen, hohen Ressourcenverbrauch beeinträchtigt. Der Beitrag analysiert die Wirkfaktoren der Zunahme der Pro-Kopf-
Wohnfläche und betrachtet diese als stadtplanerische Problemstellung. Der Wohnungsbestand Wuppertals, einer Großstadt mit stagnierender  
Einwohnerzahl, wird beispielhaft untersucht. Durch eine Verschneidung von sozialen Merkmalen der Bewohnenden und baulichen Potenzia -
len nach Stadtraumtypen werden spezifische Lösungen entwickelt und quantifiziert, die zu einer Reduktion beziehungsweise zu einer Be -
grenzung der Pro-Kopf-Wohnfläche führen. Darauf aufbauend werden Szenarien dieser suffizienzorientierten Stadtentwicklung einer kon-
ventionellen Entwicklung als Ökobilanz mit Fokus auf das Treibhausgaspotenzial (global warming potential) gegenübergestellt, anhand des-
sen Einsparungen in einem Betrachtungszeitraum von 20 Jahren abgeschätzt werden können. Der Beitrag fasst wesentliche Ergebnisse einer  
Masterarbeit an der Universität Stuttgart zusammen.

Schlagworte

Klimaschutz; Suffizienz; Wohnungsversorgung; Nachhaltigkeitstransformation; Stadtentwicklung; Strategische Umweltprüfung; Flächenin-
anspruchnahme; Bilanzierungsmethoden; Wuppertal

Abstract

The increase in per capita floor space offsets a significant portion of the greenhouse gas emission reductions achieved in the building sector.  
Furthermore, the high level of resource consumption required to accommodate this growth in floor space directly impacts the environmental 
factors land and soil and indirectly impacts other ones. The article analyses the drivers of the increase in per capita floor space and examines 
this as an urban planning issue. The housing stock of Wuppertal, a city with a stagnating population, serves as a case study. By cross-refer -
encing the social characteristics of residents with the development potential of different urban typologies, specific solutions are developed and 
quantified that lead to a reduction or limitation of per capita floor space. Building on this, scenarios of this sufficiency-oriented urban devel -
opment are compared with one of conventional development in a life cycle assessment focusing on global warming potential, which allows for 
the estimation of savings over a 20-year period. The article summarises key findings of a Master’s thesis at the University of Stuttgart.
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Climate protection; Sufficiency; Dwellings; Sustainability transformation; Urban development; Strategic environmental assessment; Land 
consumption; Life cycle assessment; Wuppertal

1. Einleitung

1.1 Problemstellung

Das Bauwesen und der Gebäudebetrieb stellen einen großen Anteil 
am Ressourcenverbrauch, am Abfallaufkommen und an den emit-
tierten Treibhausgasen dar. Auf Bau- und Abbruchabfälle entfallen 
mit 230,9 Mio. t rund 55 % des Abfallaufkommens in Deutschland 
(Statistisches Bundesamt 2021a: 34) und die Errichtung und Nutzung 
von  Hochbauten  verursachen  40 %  der  Treibhausgasemissionen 

(Ramseier & Frischknecht 2020: 26). Wohngebäude haben daran ei-
nen wesentlichen Anteil.

Das Wissen über die enormen ökologischen Auswirkungen des 
Bauwesens und des Gebäudebestands sind nicht neu. In Europa und 
Deutschland wird politisch eine Effizienz- und Konsistenzstrategie 
mit Fokus auf dem Gebäudebetrieb verfolgt, wozu effizienter Neubau 
und hohe Sanierungsquoten im Gebäudebestand angestrebt werden 
und auf die Nutzung erneuerbarer Energien umgestellt werden soll.

Doch sogar in Forschungsarbeiten zur technischen Optimierung 
der ökologischen Nachhaltigkeit von Bestands- oder Neubauten wird 
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darauf hingewiesen, dass die Wirkung der Reduktion von Treibhaus-
gasemissionen bei steigender Pro-Kopf-Wohnfläche eingeschränkt ist 
und die umweltpolitischen Ziele dadurch gefährdet werden (Mahler 
et al. 2019: 123; Hillebrandt et al. 2021: 11; Haan et al. 2015: 72). In 
einer Studie des Wuppertal Instituts (Kobiela et al. 2020: 96 f.), die 
notwendige Maßnahmen zum Erreichen des 1,5-Grad-Ziels  unter-
sucht,  werden daher  „Strategien zur  Verringerung des Bedarfs  an 
Wohnraum“ empfohlen, um die Neubautätigkeit zu reduzieren. Auch 
im Hinblick auf steigende Energiepreise durch die Knappheit  der 
Ressourcen oder eine steigende CO₂-Bepreisung bietet flächenspa-
rendes  Wohnen  eine  sozioökonomische  Voraussetzung,  um  eine 
Energiearmut vermeiden zu können (Mahler et al. 2019: 123). Suffi-
zienz als Strategie zur Reduktion oder Begrenzung des Konsums auf 
ein angemessenes Maß wird daher zunehmend diskutiert.  Als Lö-
sungen werden allerdings häufig flexiblere oder gemeinschaftliche 
Wohnformen genannt (Kobiela et al. 2020: 97;  Mahler et al. 2019: 
123; Leuser & Brischke 2017: 6; Böcker et al. 2020: 52 ff.; Bierwirth 
& Thomas 2015: 77;  Purr et al. 2019: 160 ff.), meist ohne zu kon-
kretisieren, ob und in welchem Umfang diese im Bestand geschaffen, 
ihn ersetzen oder ergänzen sollen, um einen relevanten Einfluss zu 
haben.

Hachtmann & Heiland (2025) ordnen die Suffizienz als Strategie 
ein,  die „wesentliche Ziele des Naturschutzes teilt“,  von der aber 
bisher eine „nachrangige Bedeutung“ für die von ihnen untersuchte 
Raumordnungsplanung und Umweltprüfung ausgehe. Insbesondere 
die Alternativenprüfung in der Strategischen Umweltprüfung (SUP) 
zur  Aufstellung von Regional-  oder  Flächennutzungsplänen bietet 
daher mit Blick auf die Schutzgüter Fläche und Boden noch Potenzi-
al zur Erweiterung um suffizienzorientierte Varianten. Die Relevanz 
des Themas wird daran deutlich, dass die Wohnfläche in Deutschland 
seit 2001 gegenüber 2020 um 600 Mio. m² (+ 18 %) zugenommen hat 
(Statistisches Bundesamt 2021b), während die Einwohnerzahl etwa 
konstant geblieben ist. Ein Anstieg der Wohnfläche steht den Ziel-
setzungen  der  Deutschen  Nachhaltigkeitsstrategie,  die  tägliche 
Neuinanspruchnahme der  Siedlungs-  und  Verkehrsfläche  bis  zum 
Jahr 2030 auf 30 ha und bis 2050 auf netto null zu reduzieren sowie 
die  Siedlungsdichte  nicht  weiter  zu  verringern  (Bundesregierung 
2025: 79, 165), zwar nicht grundsätzlich entgegen, denn theoretisch 
kann das Wachstum der Wohnfläche auch innerhalb der vorhandenen 
Siedlungs- und Verkehrsfläche stattfinden. Allerdings zeigt die Em-
pirie zwischen 1990 und 2020, dass die Zunahme der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche nicht von der Entwicklung der Wohnfläche entkoppelt 
werden konnte (vgl. Abb. 1), sodass das Erreichen der umweltpoliti-
schen Ziele durch die Zunahme der Wohnfläche gefährdet wird. Aus 
der Zunahme der Wohnfläche sowie der Siedlungs- und Verkehrsflä-
che im Verhältnis zur nahezu konstanten Einwohnerzahl (vgl. Abb. 1) 
resultiert absolut betrachtet eine größere Wohnfläche pro Einwohner 
und eine abnehmende Einwohnerdichte. Neben den negativen Um-
weltwirkungen entstehen auch Herausforderungen für die Mobilität, 
da sich durch die abnehmende Einwohnerdichte Entfernungen ver-

größern, und für die Finanzierung, da mehr städtische Infrastruktur 
(Straßen-, Kanal-, ÖPNV-Netz, etc.) vorgehalten werden muss.

1.2 Definitionen

In der Arbeit werden die Begriffe „Wohnfläche pro Einwohner“ und 
„Pro-Kopf-Wohnfläche“ (auch „Wohnfläche pro Person“ oder „Per-
sonenfläche“) voneinander getrennt. Die Wohnfläche pro Einwohner 
beschreibt die Wohnfläche, die von der gesamten Wohnfläche auf ei-
nen Einwohner entfällt. Sie umfasst daher auch unbewohnte, leerste-
hende Wohnungen. Die Pro-Kopf-Wohnfläche hingegen beschreibt 
die Wohnfläche, die von einer Person im Durchschnitt  tatsächlich 
genutzt wird. Beispiel: Eine vierköpfige Familie wohnt in einem Haus 
mit zwei Wohnungen. Die größere Wohnung mit 100 m² Wohnfläche 
wird von ihnen bewohnt, eine weitere mit 60 m² steht leer. Die Pro-
Kopf-Wohnfläche  beträgt  25 m²,  die  Wohnfläche  pro  Einwohner 
40 m².

Der Begriff Suffizienz ist nicht einheitlich definiert,  aber eine 
Sammelbezeichnung für  Konzepte  über  „Genügsamkeit“ (Jungell-
Michelsson & Heikkurinen 2022: 6). In dieser Arbeit wird Flächen-
suffizienz nach Siedle (2020: 53) als eine engere Definition verwen-
det, die im Sinne einer „Nutzungsverdichtung im Gebäudebestand“ 
zu verstehen ist und mit einer Reduktion der Pro-Kopf-Wohnfläche 
einhergeht. Dabei erkennt die Suffizienz gewisse Wachstumsgrenzen 
an und versucht die Bedürfnisse der Gesellschaft auf eine angemes-
sene  Art  und  Weise  zu  befriedigen,  d. h.  zwischen  Verzicht  und 
Überfluss auszuhandeln. Die Wohnfläche eignet sich grundsätzlich 
als Bezugsgröße, denn prinzipiell verhält sich die Erstellungsenergie 
proportional zur Pro-Kopf-Wohnfläche (Pfäffli et al. 2012: 14). Im 
Betrieb sind nicht alle Verbräuche proportional (Pfäffli et al. 2012: 
15 f.), da beispielsweise der Strombedarf auch von der Haushalts-
größe  abhängt  und  Elektrogeräte  bei  größeren  Haushalten  geteilt 
werden können. In der Tendenz muss aber bei Abnahme der Pro-
Kopf-Wohnfläche  weniger  Fläche  beheizt  und beleuchtet  werden. 
Eine Verringerung der Wohnfläche induziert auch Suffizienz in an-
deren Konsumbereichen, denn bei geringerer Wohnfläche kann we-
niger Fläche möbliert und Konsumentscheidungen müssen hinsicht-
lich des verfügbaren Raums abgewogen werden (UBA 2021).

1.3 Zielsetzung und Forschungsfragen

Um im Sinne einer planerischen Umweltvorsorge eine nachhaltige 
Entwicklung zu erzielen und die Klimaziele des Pariser Klimaab-
kommens (ÜvP) einzuhalten, werden die Treibhausgasemissionen in 
wenigen Jahrzehnten deutlich reduziert werden müssen. Daher wird 
die Methode der suffizienzorientierten Stadtentwicklung entwickelt, 
um  negative  Umweltwirkungen  bereits  frühzeitig  vor  möglichen 
Umweltprüfungen zu antizipieren. Ziel der Arbeit ist, die Diskussion 
über Suffizienz im Kontext Wohnen vom individuellen Verzicht zu 
lösen und als planerische Chance der Umweltvorsorge zu betrachten. 
Folgende Forschungsfragen werden untersucht:
1. Welche Faktoren beeinflussen die  durchschnittliche Pro-Kopf-

Wohnfläche  eines  bestimmten  Siedlungsbereichs?  Welche  der 
Faktoren sind durch die Architektur und Stadtplanung bedingt 
und welche nicht?

2. Gibt  es  strukturelle  soziodemografische,  -ökonomische  oder 
bauliche Potenziale zur Reduktion der durchschnittlichen Pro-
Kopf-Wohnfläche und des Neubauvolumens und wie sind diese 
anhand von Siedlungsstrukturen räumlich zu verorten?

3. Wie groß sind die mit einer Reduktion der durchschnittlichen Pro-
Kopf-Wohnfläche  verbundenen  Einsparpotenziale  negativer 
Umweltwirkungen, die durch die suffizienzorientierte Stadtent-
wicklung erschlossen werden können?

2. Methodik

Um  die  Einflussfaktoren  auf  die  Pro-Kopf-Wohnfläche  eines  be-
stimmten Siedlungsbereichs zu eruieren (Forschungsfrage 1), wurden 
qualitative Daten bezogen auf Deutschland und Literatur zu den Ur-

Abbildung 1: Entwicklung der Einwohnerzahl, der Wohnfläche sowie der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche in Deutschland seit 1990 (eigene Darstellung, 
basierend auf Statistisches Bundesamt 2021c, 2021d, 2021e)
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sachen für die Entwicklung der Pro-Kopf-Wohnfläche in den letzten 
Jahrzehnten qualitativ ausgewertet. Darauf aufbauend wird die Pla-
nungsaufgabe von suffizienzorientierter Stadtentwicklung definiert.

Im Zentrum der Arbeit steht die Entwicklung der Methode der 
suffizienzorientierten Stadtentwicklung (Forschungsfrage 2). Dafür 
wird ein Fallbeispiel genutzt, um die Erkenntnisse aus den vorange-
gangenen Untersuchungen in Bezug zu empirischen räumlichen Da-
ten und den lokalen Gegebenheiten des Gebäudebestands zu setzen. 
Als Fallbeispiel wurde Wuppertal gewählt, da aufgrund von moderat 
steigenden Einwohnerzahlen für das Ziel, die Pro-Kopf-Wohnfläche 
zu senken, theoretisch keine zusätzliche Wohnfläche benötigt werden 
sollte. Konkret liegen auf Grundlage der Kommunalstatistik für 69 
Quartiere  in  Wuppertal  Datensätze  zur  Anzahl  und  zu  sozialen 
Merkmalen der Einwohner bzw. Haushalte sowie zum Wohngebäu-
debestand vor.

Zudem werden bauliche  Potenziale  für  bauliche  Anpassungen 
zugunsten einer suffizienten Entwicklung differenziert nach Stadt-
raumtypen  überschlägig  in  Quadratmeter  Wohnfläche  pro  Hektar 
Siedlungsfläche ermittelt, wofür auf Daten des bereits vorliegenden 
Innenentwicklungskonzepts  der  Stadt  Wuppertal  zurückgegriffen 
wird (Reicher et al. 2019). Diese werden mit Potenzialen zur Um-
nutzung von Nichtwohngebäuden und Wohnungstrennungen ergänzt, 
die eigenständig durch Analyse von mindestens 5 ha Fläche des je-
weiligen Stadtraumtyps erhoben und hochgerechnet wurden. Durch 
eine Verschneidung der Datensätze (s. Abb. 2) können differenzierte 
Handlungsansätze  für  unterschiedliche  Stadtraumtypen  abgeleitet 
und potenzielle Flächeneinsparungen durch eine suffizienzorientierte 
Stadtentwicklung beziffert werden.

Zur Prüfung der Wirksamkeit der suffizienzorientierten Stadtent-
wicklung  werden  die  Umweltwirkungen  abschließend  untersucht 
(Forschungsfrage 3), indem aufbauend auf dem Fallbeispiel Wup-
pertal die ökologischen Potenziale von suffizienter Stadtentwicklung 
quantifiziert  werden. Die Methode der Ökobilanz bietet  dabei die 
Grundlage, um die Umweltwirkungen bewerten zu können. Die vor-
liegende Arbeit beschränkt sich bewusst auf die Auswirkungen auf 
den Klimawandel (Treibhausgaspotenzial; global warming potential, 
GWP),  ermöglicht  aber  methodisch  eine  Ausweitung  auf  weitere 
Wirkungskategorien.  Dazu werden Szenarien suffizienzorientierter 
Stadtentwicklung verglichen mit Referenzszenarien konventioneller 
Stadtentwicklung, die auf den aktuellen Entwicklungskonzepten der 
Stadt basieren.

Teil der hier vorgestellten Masterarbeit war auch die Prüfung der 
architektonischen und städtebaulichen Umsetzbarkeit der suffizienz-
orientierten Stadtentwicklung in einer Einfamilienhaussiedlung aus 
den 1960er Jahren in Wuppertal. Hierauf wird in der Diskussion kurz 
Bezug genommen.

3. Ergebnisse

3.1 Entwicklung und Verteilung der Wohnfläche in 
Deutschland

Anhand der quantitativen Analysen sind folgende Trends ablesbar 
(s. Abb. 3), auch wenn diese je nach Standort unterschiedlich ausge-
prägt sind:
 Die Wohnfläche pro Einwohner ist seit 1950 von 14 m² bis 2020 

auf 47,4 m² stetig gestiegen, wobei sie in Ostdeutschland 2020 
noch etwas geringer ist als in Westdeutschland (Friedrich-Ebert-
Stiftung 1999; Statistisches Bundesamt 2000: 70, 2021c: 5 ff.).

 Es hat eine Singularisierung der Haushalte stattgefunden, d. h. die 
durchschnittliche  Haushaltsgröße  hat  von  über  vier  Personen 
1950 stark abgenommen und sich seit etwa 2010 bei etwa zwei 
Personen stabilisiert.

 Die  durchschnittliche  Wohnungsgröße  steigt  seit  den  1950er 
Jahren stetig an und liegt 2020 bei über 90 m², d. h. es wurden im 
Durchschnitt stets größere Wohnungen zugebaut, als im Bestand 
zu finden sind.

 Bei der durchschnittlichen Wohnungsgröße im Neubau hat sich in 
den 2000er Jahren der Trend umgekehrt, sodass die Größe neu 
gebauter  Wohnungen seitdem zwar  sinkt  (Kholodilin  & Kohl 
2026).  Allerdings liegt  der Durchschnitt  im Neubau 2025 mit 
95,2 m² (Statistisches Bundesamt 2026a) immer noch leicht über 
dem Durchschnitt  im  Bestand  mit  94,0 m²  zum Jahresbeginn 
2025 (Statistisches Bundesamt 2026b).
Ein wichtiges Phänomen stellt der Remanenzeffekt dar, der ein 

Verbleiben in einer Wohnung auch bei Verringerung der Haushalts-
größe  durch  Auszug  oder  Tod  anderer  Haushaltsmitglieder  be-
schreibt. Der Wohnflächenverbrauch richtet sich dann in der Regel 

Abbildung 2: Methode der Verschneidung von Strukturmerkmalen sozialer 
Gruppen und dem Gebäudebestand mit baulichen Potenzialen (eigene Dar-
stellung)

Abbildung 3: Entwicklung der durchschnittlichen Haushalts- und Wohnungs-
größe in Deutschland seit 1950 (eigene Darstellung, basierend auf Statisti-
sches Bundesamt 2000: 67, 70; 2021c: 5 ff.; 2021f: 9, 2022)

Abbildung 4: Durchschnittliche Haushaltsgröße und Wohnungsgröße nach 
Alter der Haupteinkommensperson in Deutschland (eigene Darstellung, ba-
sierend auf Statistisches Bundesamt 2022: 17 f.)
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nicht mehr nach dem eigentlichen Wohnbedürfnis. Ursachen des Re-
manenzeffekts sind einerseits fehlende Anreize – sogenannte Lock-
in-Effekte  – aufgrund finanzieller  Hürden bei  Wohnungswechseln 
(Eigentumswohnungen: durch Transaktionskosten; Mietwohnungen: 
durch höhere Mieten neuerer Verträge), emotionale Bindung an die 
Wohnung oder die Nachbarschaft und schlichtweg der Komfort durch 
den Verzicht auf Umzüge (Just 2014: 222). Andererseits kann auch 
ein begrenztes Angebot angeführt werden (Weber 2020). Anhand der 
empirischen Daten lässt sich erkennen, dass ab etwa 45 Jahren zwar 
die durchschnittliche Haushaltsgröße zurückgeht, die Wohnungsgrö-
ße aber nicht im gleichen Maße angepasst wird wie in den Alters-
gruppen bis 45 Jahren, wo sie noch stetig entsprechend der wach-
senden Haushaltsgröße zunimmt (s. Abb. 4).

Der Remanenzeffekt ist an sich nicht neu (s. Enquete-Kommis-
sion 1998: 155) und zunächst als soziales Phänomen zu verstehen. 
Bei detaillierter Betrachtung scheint sich der Remanenzeffekt aber in 
den letzten Jahrzehnten verstärkt zu haben, sodass primär die Alters-
gruppen ab 45 Jahre von der Zunahme der Wohnfläche pro Einwoh-
ner profitieren, während den jüngeren Altersgruppen 2020 nicht we-
sentlich  mehr  Wohnfläche  zur  Verfügung  stand  als  noch  1991 
(s. Abb. 5). Bei der Verteilung von Wohnfläche sind weitere Trends 
erkennbar:
• Ein zunehmender Anteil der Bevölkerung wohnt in „überbeleg-

ten“1 Wohnungen, insbesondere in Städten (Eurostat 2022).
• Die Pro-Kopf-Wohnfläche ist im Durchschnitt bei Eigentümern 

höher als bei Mietern und nimmt bei höheren Haushaltseinkom-
men zu (Statistisches Bundesamt 2019; BBSR 2015).

• Im ländlichen Raum ist die Wohnfläche pro Einwohner höher als 
in den Städten und hat im Zeitraum zwischen 2011 und 2019 auch 
stärker zugenommen (Thünen-Institut 2026).
Daraus lässt sich insgesamt schlussfolgern, dass die Ungleichheit 

bei der Verteilung von Wohnfläche in den vergangenen Jahrzehnten 
zugenommen hat.

3.2 Einflussfaktoren der Pro-Kopf-Wohnfläche

Die maßgeblichen Einflussfaktoren und Wirkzusammenhänge für die 
Veränderung der Pro-Kopf-Wohnfläche werden in  Abbildung 6 zu-
sammenfassend dargestellt.  Die Veränderung der Pro-Kopf-Wohn-
fläche ist multifaktoriell und kann sich sowohl in steigenden Woh-

1 Als „überbelegt“ gilt eine Wohnung in der europäischen Definition, 
wenn einer der folgenden Räume nicht vorhanden sind: ein Gemein-
schaftsraum; ein Raum pro Paar; ein Raum für jede weitere Person im 
Alter von 18 und mehr; ein Raum für zwei Kinder unter 12 Jahren; ein 
Raum für zwei Kinder desselben Geschlechts zwischen 12 und 17 Jah-
ren; ein Raum je Kind zwischen 12 und 17 Jahren, wenn sie unterschied-
lichen Geschlechts sind (Eurostat o. J.).

nungs- als auch in kleineren Haushaltsgrößen äußern, wobei dies in 
verschiedenen  soziodemografischen  Gruppen  unterschiedlich  ge-
schehen kann.

Bei der Zunahme der Pro-Kopf-Wohnfläche in den letzten Jahr-
zehnten handelt es sich nicht nur um Wachstums-, sondern auch um 
gesellschaftliche Strukturwandeleffekte (Glatzer 2001: 216; Burkart 
2020: 9 f.; SRU 2016: 248), wobei letztere auch durch Wachstums-
effekte hervorgerufen werden können: Da mehr Wohnraum und mehr 
finanzielle Mittel zur Verfügung stehen, wird das Wohnen in kleine-
ren Haushalten und in eigentlich zu großen Wohnungen ermöglicht. 
Die Zunahme der Pro-Kopf-Wohnfläche hat sich dabei – wie in Ka-
pitel 3.1 ausgeführt – nicht auf alle soziodemografischen und ökono-
mischen Bevölkerungsgruppen gleichermaßen ausgewirkt, sodass die 
Wohnfläche je nach Standort für bestimmte Gruppen knapp und teuer 
geworden ist. Aufgrund dieser zunehmend ungleichen Verteilung der 
Wohnfläche sollten sich mithilfe einer differenzierten Betrachtung 
der sozialen Gruppen individuelle Lösungsansätze identifizieren und 
verorten lassen. Als Kernproblem wird zunächst nicht das Fehlen von 
Wohnfläche, sondern die zu geringe Zahl an Wohneinheiten an be-
stimmten Standorten und in entsprechender Qualität gesehen (SRU 
2016: 266; Busch et al. 2020: 111), da sich das im Bestand stark ver-
wobene bauliche, ökonomische und soziale Gefüge sonst nicht zu-
gunsten der Suffizienz entwickeln kann.

3.3 Planungsaufgaben suffizienzorientierter 
Stadtentwicklung

Da Wohnungen immobile Güter sind und bauliche Änderungen hohen 
Aufwand bedeuten,  kann der  Wohnflächenverbrauch vom Konsu-
menten nur bedingt beeinflusst werden, wenn er seinen Wohnort nicht 
verlassen möchte (Deschermeier & Henger 2015). Die Verfügbarkeit, 
die Kosten, die Lebensform, die Haushaltsgröße, die baulichen Vor-
aussetzungen, das Baurecht, die Eigentumsstruktur oder die soziale 
und emotionale Bindung an den Wohnort erschweren eine Anpassung 
des Konsumverhaltens beim Wohnen. Eine zentrale Frage ist daher: 
Kann der Wohnungsbestand flexibler gestaltet werden? Eine Reduk-
tion der  Pro-Kopf-Wohnfläche wird daher nicht  ohne strategische 
Planung im Innenbereich auskommen.

Als  Hauptaufgabe  einer  suffizienzorientierten  Stadtentwick-
lungsplanung wird das Ermöglichen von Suffizienz angesehen. Die 
Verfügbarkeit von Wohneinheiten passender Größe an bestimmten 
Standorten und in bestimmter Qualität ist von großer Relevanz, um 
Bewohnende nicht aus ihrem vertrauten sozialen Gefüge im Quartier 
zu verdrängen. Es sollen daher standortbezogen sinnvolle bauliche 
Eingriffe antizipiert werden, die zu einer Reduktion der Pro-Kopf-

Abbildung 5: Entwicklung der Wohnfläche pro Einwohner unterschiedlicher 
Generationen in Deutschland seit 1991. * Die Daten für 2022 wurden nach 
Alter der Haupteinkommensperson erfasst und daher mit einem Korrektur-
faktor versehen (eigene Darstellung, basierend auf: 1991-2013: SOEP & In-
stitut der deutschen Wirtschaft Köln, veröffentlicht in Deschermeier & Hen-
ger 2015: 26; Statistisches Bundesamt 2022; 2023)

Abbildung 6: Einflussfaktoren auf die Pro-Kopf-Wohnfläche eines spezifi-
schen Siedlungsbereichs (eigene Darstellung)
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Wohnfläche führen können. Diese gilt es zu identifizieren, um ggf. 
die  baurechtlichen  Voraussetzungen  zu  schaffen,  sonstige  Hürden 
abzubauen und Maßnahmen anzureizen. Insgesamt muss dafür die 
Zahl der Umbauten, Erweiterungen und Wohnungsteilungen sowie 
die Umzugsmobilität erhöht werden, um die Pro-Kopf-Wohnfläche 
realistisch zu reduzieren und den Wachstumszwang zu überwinden. 
Letzterer wird u. a. durch den Remanenzeffekt ausgelöst, da durch die 
Belegung der großen Wohneinheiten im Bestand der Neubau von 
großen Wohneinheiten derzeit notwendig bleibt.

Zur Reduktion der Pro-Kopf-Wohnfläche können unterschiedli-
che Ansätze auf verschiedenen Maßstabsebenen verfolgt werden, die 
die Pluralität der Gesellschaft widerspiegeln müssen. Die Qualitäten 
des Wohnraums und die Pro-Kopf-Wohnfläche werden also auch im 
Sinne  der  suffizienzorientierten  Stadtentwicklung  unterschiedlich 
sein, während die Ungleichheit in der Verteilung zumindest reduziert 
werden soll, um bei einer Reduktion der Pro-Kopf-Wohnfläche nicht 
soziale Mindeststandards abbauen zu müssen.

3.4 Strukturmerkmale und Suffizienzpotenziale

Nachfolgend wird nun das Fallbeispiel  Wuppertal  untersucht.  Zu-
nächst kann festgestellt werden, dass im Bestand zu viele große und 
zu wenig kleine Wohnungen für eine suffiziente Nutzung vorhanden 
sind, sodass der Wohnungsbestand ungeeignet  für  eine suffiziente 
Nutzung ist  und Anpassungen in großem Umfang notwendig sein 
werden, wenn die durchschnittliche Haushaltsgröße nicht zunimmt 
(eigene Berechnung basierend auf IT.NRW 2014: 20).

Für jedes Quartier wurde auf Basis der vorliegenden Daten die 

Pro-Kopf-Wohnfläche ermittelt und räumlich ausgewertet. Das Er-
gebnis war wenig aussagekräftig, was mit den vielfältigen Einfluss-
faktoren zu begründen ist, die in Kapitel 3.2 hergeleitet worden sind. 
Mit diesen Einflussfaktoren werden schließlich vier Strukturmerk-
male2 für  Quartiere  unterschieden,  die  die  unterschiedlichen  Pro-
blemstellungen von Quartieren mit Blick auf Suffizienz adäquat ab-
bilden und verorten (s. Abb. 7):
1. Remanenzeffekt (Kriterien: Anteil der Bevölkerung ab 60 Jahren 

über Median; Umzugsmobilität unter Median),
2. Bezug zu großer Wohnungen im Verhältnis zur Haushaltsgröße 

(Kriterien:  Umzugsmobilität  über  Median;  durchschnittliche 
Wohnungsgröße über Median; Pro-Kopf-Wohnfläche über Me-
dian),

3. Geringe Haushaltsgrößen ohne Remanenzeffekt (Kriterien: Um-
zugsmobilität über Median; ≥ 50 % Alleinlebende),

4. Leerstand (Kriterien: ≥ 10 % Leerstand, negative natürliche Be-
völkerungsentwicklung).
Grundsätzlich ist zu beobachten, dass in der Innenstadt, in der 

innerstädtische  Baublöcke  dominieren,  insbesondere  die  geringen 
Haushaltsgrößen zu hohen Pro-Kopf-Wohnflächen führen, aber viele 

2 Die definierten Kriterien für die Einteilung in die vier Strukturmerkmale 
sind auf Grundlage der Erkenntnisse der Einflussfaktoren und der Analy-
se Wuppertals getroffen worden, müssen aber keine Allgemeingültigkeit 
haben. Bei der Einordnung ergeben sich zudem Herausforderungen auf-
grund der verfügbaren Daten und Quartierszuschnitte. Während sehr ho-
mogene Quartiere anhand von Durchschnittswerten einem Strukturmerk-
mal zugeordnet werden können, verdecken diese Durchschnittswerte in 
heterogenen Quartieren womöglich kleinräumigere Besonderheiten.

Abbildung 7: Soziale und bauliche Strukturmerkmale der Wohnnutzung in Wuppertal (eigene Darstellung)
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Umzüge stattfinden, sodass die Wohnungsgrößen häufiger dem Be-
darf angepasst werden. Außerhalb des Zentrums überwiegen Einfa-
milienhausgebiete mit älterer Bewohnerschaft und geringerer Um-
zugsmobilität. In einzelnen Quartieren wie den Villenvierteln, die in 
Wuppertal  relativ  zentrumsnah  liegen,  ist  zu  beobachten,  dass 
schlichtweg große Wohnungen bezogen werden, aber auch eine hohe 
Umzugsmobilität herrscht.

Die  vier  Strukturmerkmale  wurden,  wie  in  der  Methodik  be-
schrieben, mit  baulichen Potenzialen verschnitten. Für die jeweils 
dominierenden Stadtraumtypen wurden spezifische Lösungen entwi-
ckelt, um eine suffiziente Entwicklung zu ermöglichen (s.  Abb. 8). 
Diese  potenziellen  baulichen  Entwicklungen  wurden  quantifiziert 
und werden als „Suffizienzpotenzial“ bezeichnet.

3.5 Ökobilanz / Umweltwirkung

Auf Grundlage der ermittelten Suffizienzpotenziale werden vier Ent-
wicklungsszenarien abgeleitet:
A Starke Außenentwicklung, bei der neue Wohnungen mit durch-

schnittlich 80 m² primär im Außenbereich geschaffen werden,
B Konsequente Innenentwicklung, bei der neue Wohnungen – so-

weit möglich – im Innenbereich realisiert werden,
C Suffizienz  als  Reduktion  auf  eine  angemessene  Wohnfläche,3 

welche sich an den beschriebenen Suffizienzpotenzialen orien-
tiert und auf einen Zubau von kleinen Wohnungen mit durch-
schnittlich 50 m² setzt, und

D Suffizienz als starke, freiwillige Reduktion, bei der die Wohnflä-
che pro ergänzter Wohneinheit gegenüber Variante C um 10 m² 
reduziert wird.
Als Grundlage für alle Varianten dient der Betrachtungszeitraum 

2020 bis 2040, für den auf Basis des Berechnungsmodells der Regi-
onalplanung (Bezirksregierung Düsseldorf 2020: 20) eine Zunahme 
von 3.273 privaten Haushalten und ein Neubaubedarf von 10.569 
Wohneinheiten inklusive Ersatzbedarf und Fluktuationsreserven für 
den Betrachtungszeitraum abgeleitet wird. Dabei wurde der pauschal 
ermittelte Ersatzbedarf der Regionalplanung bereits halbiert, da an-
genommen wird, dass die bisherige Prognose den tatsächlichen Neu-
baubedarf  überschätzt.  Die  Notwendigkeit  von  Wohnungsneubau 
wird aber selbst in den Suffizienzszenarien C und D angenommen, da 
aufgrund der fortschreitenden Singularisierung der Haushalte mit ei-

3 Als „angemessene Wohnungsgröße“ werden im deutschen Sozialrecht 
50 m² Wohnfläche für einen Einpersonenhaushalt und für jedes weitere 
Haushaltsmitglied zusätzlich 15 m² angesetzt (Nr. 8.2 WNB NRW).

nem Bedarf nach weiteren Wohneinheiten gerechnet wird. Etwa ein 
Drittel der zusätzlichen Wohneinheiten werden in den Suffizienzsze-
narien C und D allerdings durch Unterteilung von Wohneinheiten – 
also im Bestand – geschaffen.

Die Szenarien ermöglichen die Ableitung einer Sachbilanz für die 
Wohngebäude; bei Außenentwicklungen wird zudem die Infrastruk-
tur  hinzugerechnet.  Für  die  Wirkungsabschätzung  werden  Durch-
schnittswerte für Gebäude herangezogen. Da keine standardisierten 
Daten existieren, werden Mittelwerte aus  Mahler et al. (2019) und 
Braune et al. (2021: 17 f.) gebildet, die das Treibhausgaspotenzial von 
Neubauten und Bestandssanierungen ermittelt bzw. ausgewertet ha-
ben.

Die Untersuchung ergibt, dass in Wuppertal im Zeitraum 2020 bis 
2040 mindestens 408.500 t CO₂-Äquivalente durch eine suffizienz-
orientierte  Stadtentwicklung  eingespart  werden  können,  da  0,5 
Mio. m² Wohnfläche weniger gebaut und betrieben werden müssten. 
Weitere  Einsparungen  können  sich  unter  anderem  durch  kürzere 
Wegstrecken und einen veränderten Modal Split ergeben, da die Stadt 
kompakter wird, oder durch eine Steigerung der Sanierungsrate, da 
häufigere  Eigentümerwechsel  aufgrund  von  Umzügen  in  kleinere 
Wohnungen umfangreichere Baumaßnahmen erleichtern und Perso-
nalkapazitäten im Handwerk weniger an den Neubau gebunden sein 
werden.

4. Diskussion

4.1 Umsetzung suffizienzorientierter 
Stadtentwicklung

Die Ergebnisse zeigen, dass räumlich differenzierte Handlungsstra-
tegien hergeleitet und für eine strategischen Planung genutzt werden 
können. Gelingt die Umsetzung, können Treibhausgasemissionen in 
relevantem Umfang reduziert werden. Doch es stellt sich die Frage, 
wie ebendiese Umsetzung in der Breite gelingen kann. Um die Pro-
blemfelder konkret zu identifizieren,  wurde eine Einfamilienhaus-
siedlung aus den 1960ern in Wuppertal betrachtet. Bauliche Potenzi-
ale und architektonische Lösungen konnten gefunden werden, sodass 
eine suffizientere Nutzung durch Umbauten, ergänzende Neubauten 
und Umzüge grundsätzlich möglich wäre. Durch die Zunahme der 
Nutzungsdichte besteht zudem die Chance, dass sich die soziale In-
frastruktur verbessert und eine kompakte Stadt mit kürzeren Wegen 
ermöglicht wird. Es werden aber zwei Problemfelder bei der Umset-
zung identifiziert, die nachfolgend kurz umrissen werden.

Abbildung 8: Exemplarische Suffizienzpotenziale für den Stadtraumtyp „Aufgelockerte Einfamilienhausgebiete“ und das Strukturmerkmal „Remanenzeffekt“ 
(eigene Darstellung)
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4.1.1 Hürden des Baurechts

Wie in Kapitel 3.3 als Planungsaufgabe suffizienzorientierter Stadt-
entwicklung hergeleitet, sollen suffizientes Wohnen und dafür not-
wendige Baumaßnahmen ermöglicht werden. Dem stehen im Bestand 
teilweise veraltete Bebauungspläne oder das Gebot des Einfügens 
nach § 34 BauGB gegenüber. Auch die Handhabung bei Anpassungen 
der Parzellierung oder der Umgang mit Baulasten kann erschwerend 
hinzukommen.

Das Baugesetzbuch (BauGB) ermöglicht zwar z. B. die Veranke-
rung suffizienzorientierter Stadtentwicklung als städtebauliches Ent-
wicklungskonzept nach § 1 Abs. 6 Nr. 11, sodass dieses als Grundla-
ge für die Bauleitplanung dienen könnte. Doch ergibt sich dadurch 
nur ein begrenzter Impuls, solange nicht bestehendes Bauplanungs-
recht  auf  kommunaler  Ebene  umfassend  überarbeitet  wird.  Dies 
würde allerdings große Zeit- und Personalkapazitäten auf Seiten der 
Kommunen erfordern.

Eine Lösung könnten daher Ausnahmeregelungen im Baurecht 
sein, durch die Anpassungen im Bestand ermöglicht werden. Durch 
das Gesetz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohn-
raumsicherung (sog. Bau-Turbo) sind seit Oktober 2025 zugunsten 
der Schaffung von Wohnraum Befreiungen im beplanten Innenbe-
reich (§ 31 Abs. 3 BauGB) bzw. Abweichungen im unbeplanten In-
nenbereich (§ 34 Abs. 3a Nr. 1 lit. b und Abs. 3b BauGB) möglich. Es 
bleibt abzuwarten, in welchem Umfang und zu welchem Zweck die-
se in der Praxis genutzt werden. Da die Ausnahmeregelungen zu-
nächst nicht auf eine suffiziente Entwicklung abzielen, wäre zu prü-
fen, ob diese durch die Kommunen qualifiziert werden können, indem 
sie ihre Zustimmung für Projekte verweigern, die der suffizienzori-
entierten Stadtentwicklung widersprechen.

4.1.2 Ökonomische Fehlanreize

Suffizientes Wohnen wird derzeit  durch die finanziellen Rahmen-
bedingungen erschwert. Ein Umzug in eine kleinere Wohnung ist in 
der  Regel  mit  finanziellen  Nachteilen  verbunden,  etwa  wenn die 
Mieten neuer Verträge gegenüber Altverträgen deutlich steigen oder 
wenn im Wohneigentum durch Transaktionskosten zusätzliche Aus-
gaben anfallen. Damit entsteht aus ökonomischer Sicht ein Wider-
spruch  zwischen  individuellen  Nachteilen  und  gesellschaftlichen 
Vorteilen  geringerer  Wohnfläche  und  somit  eine  Fehlallokation. 
Selbst mit einem stärkeren gesellschaftlichen Problembewusstsein für 
suffizientes Wohnen wird daher dafür argumentiert, diese finanziellen 
Hürden abzubauen oder  mit  Förderungen Anreize  zu  setzen.  Wie 
diesbezüglich ein gesellschaftlicher Wandel im Sinne eines Genera-
tionenvertrags  entwickelt  werden  kann,  wurde  in  einem  anderen 
Beitrag bereits diskutiert (Kramm 2025).

4.2 Verbesserung der Methode

Die  Genauigkeit  der  Methode  der  suffizienzorientierten  Stadtent-
wicklung kann verbessert werden, wenn Einwohnermelde- und Ge-
bäudedaten  noch  kleinräumiger  ausgewertet  werden  könnten  und 
nicht nur auf Ebene der statistischen Stadtquartiere vorliegen würden. 
Außerdem könnten die Kriterien der sozialen Merkmale durch empi-
rische Forschung zu spezifischen Eigenschaften wie der Umzugsbe-
reitschaft verbessert werden.

5. Fazit

Suffizientes Wohnen erweist sich in einer gesamtheitlichen Betrach-
tung und mit Blick auf den Gebäudebestand als komplexe Aufga-
benstellung, für die es aufgrund der Klimakrise sowie der Begrenzt-
heit der natürlichen Ressourcen, insbesondere von Flächen und Bo-
den, Lösungen bedarf.

Es kann aufgezeigt werden, dass die Gebäude- und Stadtplanung 
Einfluss auf die Pro-Kopf-Wohnfläche haben, dass Voraussetzungen 
für suffizientes Wohnen durch die Stadtplanung geschaffen werden 
können und dass dadurch das Potenzial besteht, die Umweltwirkun-

gen zu verringern. Im Gegensatz zu anderen Konsumbereichen be-
stehen durch die Suffizienzstrategie im Gebäudebereich zudem öko-
nomische und soziale Chancen. Die vorgestellte Methode zur strate-
gischen, kleinräumigen Analyse des Bestands, um den übermäßigen 
Neubau von Wohnfläche zu reduzieren, kann dadurch ein Element der 
planerischen Umweltvorsorge werden.
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1. Einleitung

Der Mangel  an qualifiziertem Personal  war  immer noch eins  der 
zentralen Themen in den Pausengesprächen des letzten UVP-Kon-
gresses. Sowohl die Behörden als auch die Planungsbüros klagten 
über zu wenig qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber für die of-
fenen Stellen.  Gleichzeitig ist  die Zahl der Studiengänge,  die mit 
ihren Lehrinhalten Themenfelder der Umweltplanung berühren, grö-
ßer als je zuvor.

Das lässt nur zwei Schlüsse zu: Entweder ist der Personalbedarf 
so rapide gewachsen, dass die Anzahl der in diesen Studiengängen 
zum Abschluss kommenden Studierenden immer noch zu gering ist 
oder die dort vermittelten Qualifikationen entsprechen nicht den An-
forderungen der offenen Stellen. Wie steht es also um die einschlägi-
gen Studiengänge?

2. Blick aus der Praxis

Der Blick aus der Praxis auf die aktuelle Ausbildung ergibt sich bei 
mir vor allem aus Gesprächen mit Praktikantinnen und Praktikanten 
sowie Werkstudentinnen und -studenten. Aus den Erzählungen ge-
winne ich den Eindruck, dass die Anzahl der Studiengänge, die sich 
mit Themen beschäftigen, die im weitesten Sinne mit Umweltplanung 
verknüpft sind, steigt und gleichzeitig das Spektrum der dort vermit-
telten Inhalte breiter wird.

Hinzu kommt, dass die Ausbildungsstätten durch ihr Modulan-
gebot eigene Schwerpunkte setzen und so ein und derselbe Studien-
gang zu sehr unterschiedlichen Ausbildungsprofilen führen kann, was 
ggf. die Besetzung von Positionen erschwert. Die Studiengänge wid-
men sich Themenfeldern wie Umweltschutz, Nachhaltigkeit, Klima-
schutz, Erhalt der Biodiversität, Naturschutz, Ökologie und vielem 
mehr. Das sind in unserer Zeit angesichts der aktuellen und bevor-
stehenden Herausforderungen alles sehr relevante Themen. Aber mit 
diesen Themen befassen sich eben auch viele andere Berufsgruppen, 
die sicher nicht von sich behaupten würden, Umweltplanung zu be-
treiben. Ein Studiengang mit dem Anspruch, einen konstituierenden 
Kern der Umweltplanung zu vermitteln oder ihn zumindest zu su-
chen, ist nach meinem Eindruck aus Gesprächen mit Studierenden 
aktuell nur schwer zu finden. Was nicht heißt, dass in den Studien-
gängen nicht auch wertvolle Qualifikationen vermittelt werden, die 
gebraucht werden.

Mit dem vorliegenden Beitrag möchte ich aufgrund meiner Er-
fahrungen in der Umweltplanung einige mir wichtig erscheinende 
Qualifikationsanforderungen von Hochschulabsolventinnen und -ab-
solventen skizzieren, um daraus Empfehlungen für die Ausbildung 
abzuleiten. Es wird wenig verwundern, dass das Aufgabenspektrum 
von Umweltplanungsbüros mitunter sehr breit und je nach Büro sehr 
spezifisch sein kann.  Ich habe daher  keinen Anspruch,  in  diesem 
Beitrag eine Perspektive einzunehmen, die der Praxis in (Umwelt-) 
Planungsbüros im Allgemeinen gerecht wird. Schon der Versuch, aus 
dem Aufgabenspektrum aller vier Standorte unseres Büros eine ein-

heitliche Perspektive zu formulieren, ist kaum zu leisten. Gezwun-
genermaßen offenbart der Beitrag daher meinen subjektiven Blick.

Ich bezeichne die Bosch & Partner GmbH häufig als ein „klassi-
sches Umweltplanungsbüro“. Den Umkehrschluss zu ziehen, wäre 
aber wohl vermessen. Umweltplanung ist sicher nicht nur das, was 
Bosch & Partner machen. Aber was genau sind die konstituierenden 
Elemente von Umweltplanung, die in der Ausbildung auf jeden Fall 
enthalten sein sollten? Gibt es überhaupt so etwas wie einen Mar-
kenkern  unseres  Fachs  und worin  könnte  dieser  bestehen? Bevor 
Anforderungen an die Ausbildung formuliert werden können, die sich 
aus einer Praxis der Umweltplanung ergeben, sollen daher hier zu-
nächst  einige  Gedanken dazu aufgeworfen werden,  was denn die 
Umweltplanung und ihre Praxis ausmachen könnten.

Auch wenn es nicht die eine Planungspraxis gibt, stelle ich den-
noch fest, dass in einem sehr großen Teil der von Umweltplanungs-
büros bearbeiteten Projekte die Wirkungsprognose und -bewertung 
von Infrastrukturprojekten und -plänen im weitesten Sinn im Zentrum 
steht, die eingebunden ist in förmliche Entscheidungsprozesse. Dabei 
werden verschiedene Planungsebenen bedient, von der strategischen 
Bundesebene bis zur konkreten Ausführungsplanung und Umwelt-
baubegleitung.  Förmliche  Planungs-  und  Genehmigungsverfahren 
oder die Erarbeitung von strategischen Konzepten (Mobilität, Ener-
giewende,  Klimaschutz,  Klimaanpassung etc.)  werden durch Um-
weltplanungsbüros aus umweltfachlicher Sicht begleitet. Ziel ist, dass 
die Pläne und Vorhaben am Ende möglichst umweltverträglich um-
gesetzt werden.

Im Detail aber ist das konkrete Aufgabenspektrum sehr vielfältig 
und ständigen Veränderungen unterworfen, sodass die Praxis immer 
wieder vor neue Herausforderungen gestellt wird. Das betrifft nicht 
nur  die  Entwicklung  der  verschiedenen  Prüfinstrumente,  sondern 
auch die fachlichen Schwerpunktsetzungen und die jeweils im Fokus 
stehenden  Umweltbelange.  Deswegen  wäre  es  nicht  zielführend, 
wenn die Studiengänge versuchen wollten, den aktuellen Stand der 
sich in der Praxis stellenden Aufgaben in ihren Inhalten möglichst 
umfassend und genau zu vermitteln. Zum einen wäre dieses Spektrum 
viel zu breit und zum anderen zu dynamisch, um es adäquat in Stu-
dienordnungen abbilden zu können. Das Studium sollte vielmehr ei-
ne solide Basis vermitteln, die auf Dauer so tragfähig ist, dass sie die 
Absolventinnen und Absolventen in die Lage versetzt, sich den im-
mer wieder neuen fachlichen Herausforderungen erfolgreich zu stel-
len. Worin sollte diese stabile Basis der Umweltplanung bestehen? 
Um sich dieser Frage zu nähern, ist es sinnvoll, zunächst einen Blick 
darauf zu werfen, was denn das Fach eigentlich ausmacht.

Wie das Wort Umweltplanung sehr treffend beschreibt, geht es 
um Umwelt und um Planung. Diese Erkenntnis klingt banal, eröffnet 
aber einen hilfreichen Einstieg zu den Inhalten des Fachs. Das Wort  
benennt sowohl den Gegenstand als auch den spezifischen Zugang zu 
diesem Gegenstand. Konstituierend für die Umweltplanung ist nicht 
nur der Gegenstand, sondern auch die planungsorientierte Perspekti-
ve, aus der heraus die Inhalte und Themen angegangen werden.

Umwelt  ist  eben  nicht  das  gleiche  wie  beispielsweise  Natur, 
Landschaft, Biodiversität, Klima, Boden oder Wasser, obwohl es na-
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türlich sehr enge Zusammenhänge zu diesen Aspekten gibt. Umwelt 
und damit der Gegenstand der Umweltplanung ist im Vergleich zu 
den anderen Gegenständen deutlich breiter gefasst. Für die Ausbil-
dung und die Absolventinnen und Absolventen ist dies Segen und 
Fluch zugleich. Segen, weil damit ein sehr breites Arbeitsfeld be-
gründet wird, und Fluch, weil es kaum gelingen kann, diesen breiten 
Gegenstand  fachlich  vollständig  und  tiefgehend  zu  durchdringen. 
Nicht umsonst gibt es gesonderte Fachdisziplinen und Studiengänge, 
die sich nur auf einzelne Aspekte wie die Biodiversität, das Klima 
oder den Boden konzentrieren.

Der Zugang zum Gegenstand Umwelt ist nicht auf dessen Erfor-
schung, also der Erklärung von Wirkungszusammenhängen, gerich-
tet,  sondern auf dessen Planung (Peters 1998).  Planung im allge-
meinsten  Sinn  wird  als  die  geistige  Vorwegnahme  zukünftiger 
Handlung definiert (Stachowiak 1970). Im Unterschied zur Umwelt-
forschung zielt Umweltplanung also immer auf zukünftige Handlung 
ab. Planung kann daher als Prozess rationaler Entscheidung betrach-
tet werden (Bechmann 1978). Um rationale Entscheidungen treffen 
zu können, müssen mehrere Voraussetzungen erfüllt sein (vgl.  Sta-
chowiak 1973: 270; Bechmann 1981: 97):
1. Es müssen mehrere mögliche Handlungen bzw. Aktivitäten zur 

Auswahl stehen.
2. Es müssen Voraussagen über die als Folge der möglichen Hand-

lungen im betrachteten Realitätsausschnitt  auftretenden Verän-
derungen  vorliegen.  Voraussetzung  hierfür  ist,  dass  die  Aus-
gangssituation mindestens beschreibbar und möglichst erklärbar 
ist.

3. Es müssen Ziele oder mindestens Werte und Normen gegeben 
sein, aus denen die Wünschbarkeit zukünftiger Zustände des Re-
alitätsausschnitts abgeleitet werden kann.

4. Es müssen Bewertungsregeln vorliegen, durch welche die Ziele 
oder Werte operationalisiert werden können, sodass die Wünsch-
barkeit der einzelnen Handlungsfolgen ermittelt werden kann.

5. Es  müssen Entscheidungsregeln  vorliegen,  die  die  bewerteten 
Handlungsfolgen und deren Eintrittswahrscheinlichkeit mit den 
Handlungen zu Entscheidungen verknüpfen.
Praktische Umweltplanung erfordert also gleichermaßen Wissen 

über die Umwelt und Wissen über das Wesen von Entscheidungs-
prozessen sowie Fähigkeiten, die die Analyse, Prognose und Bewer-
tung betreffen.

Wenn es um das Ziel einer möglichst umweltverträglichen Ge-
staltung von Vorhaben oder Plänen geht, erfordert das immer eine 
Folgenabschätzung und -bewertung. Das gilt im Übrigen genauso, 
wenn der Fokus auf bestimmte Schutzgüter gelegt wird – die ge-
planten  Nutzungen  also  beispielsweise  explizit  eine  hohe  Natur-, 
Klima- oder Biodiversitätsverträglichkeit aufweisen sollen. Und nicht 
nur für die Folgenabschätzung von Vorhaben oder Plänen, sondern 
auch für die Planung und Umsetzung von Schutz-  oder Entwick-
lungsmaßnahmen, wenn in der klassischen Naturschutzfachplanung 
beispielsweise Managementpläne für Schutzgebiete erarbeitet wer-
den, müssen zunächst die Folgen der Maßnahmen prognostiziert und 
bewertet werden.

Die Identität des Fachs ergibt sich also weniger aus dem Gegen-
stand, mit dem es sich befasst, als vielmehr aus dem spezifischen 
Zugang zum Gegenstand Umwelt. Im Unterschied zur Umweltfor-
schung, die auf die Erklärung oder das Verstehen von Zusammen-
hängen gerichtet  ist,  ist  die Umweltplanung auf Handlung ausge-
richtet.  Und  diese  Handlung  erfordert  Prognose,  Bewertung  und 
Entscheidung. Weil dieses Handeln sich in der Regel nicht auf priva-
te Angelegenheiten bezieht, sondern auf öffentliche Vorhaben und vor 
allem öffentliche Umweltgüter, muss die Prognose, Bewertung und 
Entscheidung in  demokratisch  legitimierte  Verfahren eingebunden 
sein.  Das kann dadurch geschehen,  dass die Bewertung und Ent-
scheidung durch partizipative Prozesse begleitet wird, die gezielt die 
aus den gültigen Normen abgeleiteten Wertzuweisungen zum Ge-
genstand macht und dadurch die bestehenden Spielräume der fachli-
chen Auslegung der geltenden Bewertungsmaßstäbe absichert.

Wenn  man  Prognose  und  Bewertung  als  Teile  von  Entschei-
dungsvorbereitung  in  demokratisch  legitimierten  Verfahren  sowie 
deren Bezug auf den weiten Gegenstand Umwelt als den Markenkern 

der Umweltplanung begreifen möchte, was sind dann die erforderli-
chen Fähigkeiten und Fertigkeiten von Umweltplanerinnen und -pla-
nern und was folgt daraus für Studiengänge, die diese Fähigkeiten 
und Fertigkeiten vermitteln möchten?

3. Anforderungen an die Studieninhalte

Die Umweltplanung steht damit an der Schnittstelle zwischen meh-
reren  auf  die  Analyse  einzelner  Aspekte  der  Umwelt  gerichteten 
Fachwissenschaften wie beispielsweise Botanik, Zoologie, Ökologie, 
Klimatologie auf der einen Seite und politischen Anforderungen aus 
Recht,  Verwaltungsverfahren,  Organisation,  Management usw. auf 
der anderen. Um sich nicht in der Komplexität der sich daraus erge-
benden Anforderungen zu verlieren, braucht es ein übergeordnetes 
System, das Orientierung bietet. In diesem Sinne gibt es, frei nach 
Kurt  Lewin (1951), nichts Praktischeres als eine gute Theorie. Die 
Theorie und Methodik der Folgenabschätzung und -bewertung soll-
ten daher als zentrale Basis der Umweltplanung stärker in das Zen-
trum des Studiums gerückt werden.

Erforderliche Grundlage aller methodischen Kompetenz für eine 
Folgenabschätzung ist die Fähigkeit des kausal-analytischen Denkens 
in Ursachen und Wirkungen sowie ein Verständnis für räumliche Zu-
sammenhänge. Und an ihr hängen zahlreiche weitere erforderliche 
Fertigkeiten  und  Fähigkeiten,  auf  die  ich  nachfolgend  eingehen 
möchte. Diese Fähigkeiten und Fertigkeiten sollten im Studium nicht 
nur abstrakt vermittelt, sondern auch praktisch eingeübt werden.

Der Wirkungskette von der Ursache über die Wirkungen bis zu 
den Umweltauswirkungen folgend, sind in den Planungsprozessen 
regelmäßig wiederkehrende Aufgaben zu bewältigen. Das beginnt mit 
der ebenengerechten Abbildung der Ursachenseite, also des Vorha-
bens oder des Plans mit seinen spezifischen Wirkfaktoren, sowie – 
daraus abzuleiten – der ebenengerechten und zweckmäßigen Abbil-
dung der potenziell betroffenen Umwelt in ihren unterschiedlichen 
Komponenten  und  Konzepten  (Schutzgüter,  Natur,  Naturhaushalt, 
Landschaft etc.). Bestandsaufnahme bedeutet immer Modellierung. 
Daher  sollte  im  Studium immer  wieder  der  Frage  nachgegangen 
werden,  welche  Bestandsdaten  für  welche  Aufgabenstellungen 
zweckmäßig sind und erfasst werden müssen. Diese Frage zu beur-
teilen, erfordert stets, den gesamten Planungs- bzw. Entscheidungs-
prozess im Blick zu behalten und vom Ende her zu denken, also von 
den Handlungen her, die zur Umsetzung eines Plans erforderlich sind.

Weil sowohl die Umweltfolgenabschätzung als auch die Planung 
von Schutz- und Entwicklungsmaßnahmen immer den Blick in die 
Zukunft richten, sollte im Studium eine intensive Auseinandersetzung 
mit dem Thema Prognose stattfinden. Das für die Auswirkungspro-
gnose erforderliche ökologische oder umwelttechnische Fachwissen 
kann je nach konkretem Fall so spezifisch sein, dass es unmöglich ist, 
ein  solches  für  alle  Anwendungsfälle  im  Studium  zu  vermitteln. 
Vielmehr ist es sinnvoll, eine Wissensbasis zu schaffen, die eine effi-
ziente  Einarbeitung in das  fallspezifisch  erforderliche Fachwissen 
ermöglicht. Hierbei bietet sich ein schutzgutbezogenes Vorgehen an, 
das  sich von den zentralen Wirkfaktoren leiten lässt.  Gleichzeitig 
sollte  den  Studierenden  bei  besonderem  Interesse  aber  auch  die 
Möglichkeit geboten werden, sich bereits während der Ausbildung 
auf  einen  ökologischen  Themenbereich  zu  fokussieren  und  dabei 
vertiefte Kompetenzen zu erlangen.

Mit Blick auf die Bewertung der Umweltfolgen ist neben der 
elementaren methodischen Kompetenz ein Grundverständnis über die 
relevanten Rechtsgrundlagen und darüber hinaus der Grundprinzipi-
en demokratischer Entscheidungsprozesse erforderlich. Das betrifft 
die  Grundstruktur  von  Bewertungsprozessen  genauso  wie  einen 
Überblick über die konkreten rechtlichen Normen im Kontext der 
unterschiedlichen Prüfinstrumente der Umweltplanung sowie deren 
Auslegung in Gerichtsurteilen und Leitfäden. Gerade weil vermutlich 
die wenigsten Studierenden zuerst an Umweltrecht gedacht haben, als 
sie sich für den Studiengang entschieden haben, ist es im Studium 
besonders wichtig, das Interesse für das Themenfeld zu wecken und 
für die Inhalte zu werben. Gerade die Fähigkeit zur sachgerechten 
Verknüpfung von ökologischem Fachwissen und rechtlichen Anfor-
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derungen im Entscheidungsprozess gehört zu den zentralen Qualifi-
kationsanforderungen.

Das System räumlicher Planung sowie die Verteilung von Zu-
ständigkeiten und Entscheidungskompetenzen sind durch die rechtli-
chen Rahmenbedingungen determiniert. Dieses erfordert zum einen 
ein Verständnis für gestufte Planungsprozesse von der strategischen 
Zielplanung bis hinunter zur Ausführungsplanung, zum anderen  auch 
ein Verständnis für gestufte Planungsverfahren und Zuständigkeiten 
von der strategischen Planung bis hinunter zur Genehmigung kon-
kreter Vorhaben oder Maßnahmen.

Der spezifische Zugang der Umweltplanung zu diesen Planungs-
ebenen erfolgt über die Instrumente der Umweltplanung, die eben-
falls sehr stark rechtlich bestimmt sind. Das betrifft aus der Perspek-
tive meiner Büropraxis im Wesentlichen die Instrumente der Um-
weltfolgenabschätzung, von der SUP und der Natura 2000-Prüfung 
von Plänen bis hinunter zur artenschutzrechtlichen Prüfung und zur 
Eingriffsregelung. Neben den Prüfinstrumenten zu Plänen und Vor-
haben und der darin eingebundenen Umweltfolgenabschätzung spie-
len  in  der  Praxis  aber  auch  die  Landschaftsrahmenplanung,  die 
Landschaftsplanung und die Pflege- und Entwicklungsplanung eine 
wichtige Rolle. Angesichts der aktuellen Beschleunigungsdiskussio-
nen und der damit verbundenen neuen Ansätze zur Kompensation von 
Beeinträchtigungen, wie z. B. Artenhilfsprogramme, oder zum Aus-
bau der Grünen Infrastruktur und zur Umsetzung der europäischen 
Wiederherstellungsverordnung  wird  die  Naturschutzfachplanung 
vermutlich noch an Bedeutung gewinnen.

Eine zunehmend wichtige Voraussetzung für die Bewältigung der 
Aufgaben im Zusammenhang mit Wirkungsprognosen und -bewer-
tungen sind GIS-Anwendungen. Weil nicht selten Prognose und Be-
wertung mithilfe von GIS-Modellen zusammengebracht werden, be-
steht die Gefahr, dass Sach- und Wertebene, also die Analyse und 
deren Bewertung, verschwimmen. Hierfür ist ein Bewusstsein für die 
konsequente Unterscheidung von Sach- und Wertebene unerlässlich. 
Wenn es um die Schulung der Anwendung von Geoinformationssys-
temen geht, sollte der Fokus aufgrund der zunehmenden Verbreitung 
in der Praxis, stärker auf Open-Source-Software gelegt werden, weil 
nicht nur die Planungsbüros, sondern auch Verwaltungen immer mehr 
darauf zurückgreifen.

Abseits der methodischen und verfahrensbezogenen Kompeten-
zen sind Kenntnisse und Fertigkeiten im Bereich Projektmanagement 
und Teamarbeit gefragt. Grundlage dafür ist eine offene und wert-
schätzende Kommunikationsweise. Nicht zuletzt ist eine gute Text-
arbeit, die wissenschaftlichen Anforderungen genügt, entscheidend. 
Auch diese grundlegenden Fähigkeiten können und sollten im Studi-
um durch geeignete Formate vermittelt und eingeübt werden. Hierfür 
ist das Projektstudium ein hervorragendes Format.

Damit sind die Anforderungen an die Qualifikation von Hoch-
schulabsolventinnen und -absolventen nur grob umrissen und es wird 
bereits deutlich, dass die vermeintlich gefragten Kenntnisse und Fä-
higkeiten  unmöglich  alle  im  Studium  vermittelt  werden  können. 
Hinzu kommt, dass das Anforderungsprofil in der Praxis, wie ich sie 
erlebe, ständigen Veränderungen unterworfen ist. Aktuelles Beispiel 
sind  die  Beschleunigungsaktivitäten  im  Zusammenhang  mit  der 
Umsetzung der novellierten Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED 
III) für den schnelleren Ausbau der erneuerbaren Energien. Mit dem 
sich beispielsweise abzeichnenden Verzicht auf die UVP und die ar-
tenschutzrechtliche Genehmigung bei der Zulassung von Windener-
gieanlagen erhält die SUP auf den vorgelagerten Planungsebenen ei-
ne noch größere Bedeutung. Gleichzeitig wird voraussichtlich viel 

Geld für Artenhilfsprogramme, Biotopvernetzung oder grüne Infra-
struktur bereitgestellt, die es zu planen und umzusetzen gilt. Dieses 
wird vermutlich auch in einigen Büros zu neuen Aufgaben oder zur 
Verlagerung von Schwerpunkten führen. Von der Umweltfolgenab-
schätzung von Infrastrukturvorhaben gehen die Aufträge zukünftig 
vielleicht vermehrt hin zur Naturschutzfachplanung von Artenhilfs-
programmen und Grüner Infrastruktur.

Daher ist es wichtig, im Studium neben den fachlichen Qualifi-
kationen die Neugierde zu erhalten und die Freude zu fördern, sich 
immer wieder in neue Fragestellungen der Umweltfolgenabschätzung 
und -bewertung einzuarbeiten, um so mit einer gewissen Leichtigkeit 
auf spezifische Anforderungen und neue Entwicklungen reagieren zu 
können. Ein Ansatz dazu könnte darin bestehen, wieder mehr Au-
genmerk auf das Projektstudium zu legen und die Eigenständigkeit 
der  Studierenden zu fördern,  die  für  die  berufliche Praxis  unver-
zichtbar ist.

Aus einer soliden theoretischen Wissensbasis kreative Ideen ab-
zuleiten und eigene Lösungsansätze für immer wieder neue Frage-
stellungen entwickeln zu können, ist eine Fähigkeit, die in der beruf-
lichen Praxis der Umweltplanung zunehmend an Bedeutung gewinnt. 
Es gibt also nichts Praktischeres als eine gute Theorie.
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Das bewährte Werk „Grundzüge des Umweltrechts“, herausgegeben 
von Eckard Rehbinder und Alexander Schink, liegt nun in der 6. 
Auflage aus dem Jahr 2025 vor. Das Werk gilt in der juristischen 
Fachwelt als eines der zentralen deutschen Standardwerke im Um-
weltrecht. Es zeichnet sich durch eine systematische und in vielen 
Bereichen dogmatisch-wissenschaftliche Darstellung des nationalen, 
europäischen und internationalen Umweltrechts aus. Das Werk ist als 
umfassendes Handbuch konzipiert und verfolgt nicht das Ziel einer 
bloßen Einführung, sondern einer systematischen Gesamtdarstellung 
des Umweltrechts.

Es richtet sich vor allem an Juristinnen und Juristen in Wissen-
schaft, Verwaltung und Anwaltschaft, die eine vertiefte und systema-
tische Auseinandersetzung mit dem Umweltrecht suchen. Es bietet 
eine breit angelegte, fundierte Darstellung, die viele Teilbereiche be-
handelt  und  dabei  auch  europäische  und  völkerrechtliche  Bezüge 
einbezieht. Durch seine klare und verständliche Darstellung eignet 
sich das Buch aber auch für Planerinnen und Planer sowie Verwal-
tungspraktikerinnen und -praktiker, die einen vertieften Einblick in 
umweltrechtliche Zusammenhänge gewinnen wollen. Das Buch ist 
kein reiner Praxisleitfaden für Genehmigungsverfahren oder Verfah-
rensmanagement, bietet als Referenz für vertiefende Analysen aber 
auch eine gute Grundlage, um praktische Fragen rechtlich fundiert zu 
beantworten.

Die 6.  Auflage  umfasst  eine  umfassende Neubearbeitung und 
Ergänzung um aktuelle Entwicklungen und neuere Gesetzgebungen, 
etwa im Klima-, Energie- und Kreislaufwirtschaftsrecht sowie wich-
tige  Rechtsprechung  (z. B.  Klimabeschluss  des  BVerfG).  Berück-
sichtigt ist die Rechtslage bis Frühjahr 2025. Der EU-Rahmen wurde 
noch prägender ausgearbeitet als „Rahmen, Motor und Maßstab“ seit 
dem European Green Deal. Die neuen Planungsbeschleunigungsre-
gelungen der EU sind berücksichtigt. Zudem sind die aktuellen Be-
schleunigungsgesetze des Bundes kritisch aufgearbeitet. Das Werk 
umfasst Beiträge zahlreicher renommierter Autoren, wobei sich die 
Autorenschaft seit der letzten Ausgabe in Teilen geändert hat.

Das Handbuch ist so aufgebaut und strukturiert, dass zunächst die 
Grundstrukturen und Querschnittmaterien erläutert und anschließend 
die einzelnen umweltrechtlichen Fachgebiete behandelt werden.

Zu Beginn werden die grundlegenden Prinzipien des Umwelt-
rechts dargestellt, insbesondere die rechtlichen Leitprinzipien (z. B. 
Vorsorgeprinzip, Verursacherprinzip), die Instrumente des Umwelt-
rechts und die verfassungsrechtliche Einbettung des Umweltschutzes. 
Großen Raum nehmen die europarechtlichen und völkerrechtlichen 
Bezüge ein, was eine Einordnung des Umweltrechts in den Kontext 
von EU-Recht (Richtlinien, Verordnungen, Vollzugssystem), EuGH-
Rechtsprechung und internationalen Übereinkommen umfasst. Diese 
Perspektive wird nicht nur als eigenes Kapitel behandelt,  sondern 
wirkt auch in die Einzelmaterien hinein.

Das Buch erläutert auch die wichtigsten „Werkzeuge“ des Um-
weltrechts,  darunter Planungsrecht und Zulassungsentscheidungen, 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP), Strategische Umweltprüfung 
(SUP),  Genehmigungs-  und  Überwachungsinstrumente  sowie 
Rechtsschutzmöglichkeiten. Eigene umfassende Kapitel werden dem 
Fachplanungsrecht  (Planfeststellungsrecht)  und dem Bauplanungs-
recht (Bauleitplanung) gewidmet. Damit werden die praxisrelevanten 

Schnittstellen  zwischen  materiellen  Anforderungen  und  Verwal-
tungsverfahren gut abgedeckt. Hauptelement des Handbuchs ist zu-
dem  die  systematische  Darstellung  der  zentralen  Teilgebiete  des 
Umweltrechts:
• Öffentliches Immissionsschutzrecht,
• Klimaschutzrecht,
• Umweltenergierecht,
• Wasserrecht,
• Bodenschutzrecht,
• Naturschutzrecht,
• Atom- und Strahlenschutzrecht,
• Kreislaufwirtschaftsrecht,
• Gentechnikrecht,
• Stoffrecht.

Umweltprüfungen (SUP, UVP, Umweltprüfung in der Bauleit-
planung) werden in den übergeordneten Kapiteln (Instrumente des 
Umweltschutzes,  Fachplanungsrecht,  Bauplanungsrecht)  angespro-
chen und ihre wesentlichen rechtlichen Schritte werden beschrieben, 
allerdings nicht vertieft dargestellt. Praktische Fragen des Vollzugs 
und der Wirksamkeit derartiger Prüfungen werden nicht behandelt. 
Spannend für an den Umweltprüfungen interessierte Lesende sind 
allerdings die Ausführungen zu den Grundsätzen und Regelungsstra-
tegien  des  europäischen  Umweltsekundärrechts.  Dort  geht  es  um 
Aspekte wie qualitätszielorientierte Umweltplanung, Vorsorgeorien-
tierung statt reiner Gefahrenvermeidung, querschnittorientierten statt 
sektoralen und prozeduralen statt materiellen Umweltschutz. All die-
se Prinzipien verfolgen die Instrumente der Umweltprüfungen auf 
idealtypische Weise und treffen dabei auf ein traditionelles deutsches 
Umweltrecht, welches weiterhin primär sektoral und auf allgemein 
gültige Umweltstandards ausgerichtet ist. Beide Welten effizient zu 
verbinden, bleibt eine Herausforderung.

Zusammenfassend  kann  das  Werk  ohne  Einschränkungen  zur 
Lektüre empfohlen werden. Besondere Stärke ist die umfangreiche, 
systematisch strukturierte Darstellung des Umweltrechts unter Ein-
beziehung jüngerer  Rechtsentwicklungen und Rechtsprechung auf 
mehr als 1.500 Seiten. Das Werk hat einen entsprechenden Preis und 
ist vor allem geeignet als wissenschaftliches Nachschlagewerk und 
solide  Referenzliteratur  mit  hohem  theoretischem  Anspruch.  Die 
dogmatisch-wissenschaftliche Ausrichtung erfordert zwar ein gewis-
ses juristisches Vorwissen. Interessierte ohne Rechtsausbildung kön-
nen das Buch dennoch nutzen, wenn sie einen vertieften Einblick in 
die Materien bekommen möchten.
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„Umweltrecht in der Praxis“ von Sven Fischerauer liegt nun in der 
zweiten, völlig neu bearbeiteten und erweiterten Auflage 2025 vor.

Wie schon die erste Auflage aus 2022 präsentiert sich das Werk 
sehr anwendungsorientiert. Es befasst sich mit den komplexen An-
forderungen des deutschen Umweltrechts für die sachgerechte Pla-
nung und Zulassung umweltrelevanter Vorhaben. Der Autor ist zwar 
selbst Rechtsanwalt  und Lehrbeauftragter für besonderes Umwelt-
recht an der Leuphana Universität Lüneburg; bei dem Buch handelt 
sich aber nicht um ein klassisches juristisches Lehrbuch oder Nach-
schlagewerk,  sondern  der  Autor  verfolgt  das  Konzept,  komplexe 
rechtliche Zusammenhänge und Regeln insbesondere für Nichtjuris-
ten nachvollziehbar zu erläutern. Es richtet sich explizit an Praktike-
rinnen und Praktiker bei Vorhabenträgern, Planungs- und Ingenieur-
büros, Behördenvertreter sowie an Umweltgutachtende. Geeignet ist 
das Buch aber auch für Studierende der Ingenieurs-, Geistes- oder 
Naturwissenschaften,  die  sich  mit  Fragen  der  Vorhabenzulassung 
befassen wollen. Es schlägt damit eine nicht oft zu findende Brücke 
zwischen juristischer  Systematik und praktischer  Anwendung,  die 
insbesondere Nicht-Juristinnen und Nicht-Juristen bzw. Nicht-Spezi-
alisierten hilft, die Zusammenhänge trotz hoher Komplexität zu ver-
stehen.

Das Buch ist in drei Hauptteile gegliedert. Der erste Teil widmet 
sich  den  Grundlagen  des  Umweltrechts,  einschließlich  einer  ver-
ständlichen Einführung u. a. zu den Prinzipien, Instrumenten, Quel-
len und Akteuren des Umweltrechts. Hervorzuheben ist hier insbe-
sondere der Teil, der die verschiedenen Typen von Zulassungsver-
fahren anschaulich erläutert. Hilfreich sind auch die Hinweise zum 
Umgang mit Umweltgesetzen und Erklärungen zu Umwelteuropa-
recht und Recherchekompetenz.

Der zweite Teil befasst sich mit sogenannten wiederkehrenden 
Fragen aus der Vorhabenplanung und -zulassung, etwa zur Öffent-
lichkeitsbeteiligung, zu erforderlichen Antragsunterlagen oder zum 
Rechtsschutz im Umweltrecht.

Im  dritten  Teil  werden  einzelne  Fachgebiete  des  besonderen 
Umweltrechts näher erläutert. Das Buch konzentriert sich dabei auf 
den Immissionsschutz, den Gewässerschutz, den Naturschutz und – 
was sehr zu begrüßen ist – die Umweltverträglichkeitsprüfung, die in 
einem eigenen, ca. 50 Seiten umfassenden Kapitel ausführlich erläu-
tert wird. Mit der zweiten Auflage neu ins Buch aufgenommen wur-
den Erläuterungen zur Berücksichtigung von Klimaschutzbelangen 
und Ausführungen zum Umgang mit Vorhaben, die vom Gesetzgeber 

mit  einem  überragenden  öffentlichen  Interesse  ausgestattet  sind. 
Ausführungen zur Raumverträglichkeitsprüfung und zum Windener-
gieflächenbedarfsgesetz unterstreichen zusätzlich die Aktualität des 
Werks.

Wesentliches Merkmal des Buchs ist, dass es nicht nur Juristen 
anspricht, sondern bewusst auch für fachfremde Praktiker verständ-
lich konzipiert ist. Die Darstellung ist durch Abbildungen, Checklis-
ten,  Beispiele und zahlreiche hervorgehobene Praxishinweise sehr 
anschaulich. Dies macht es zu einer wertvollen Arbeitshilfe für un-
terschiedlichste Akteure, die in Planungs- und Zulassungsverfahren 
eingebunden sind. Es fokussiert  auf häufig auftretende praxisrele-
vante Fragestellungen und bietet damit ein sehr hilfreiches Funda-
ment, um die täglichen Fragen der Genehmigungspraxis rechtssicher 
zu beantworten.

Das Buch spielt seine Stärken dort aus, wo eine Verbindung zwi-
schen rechtlicher Theorie und praktischer Anwendung gefordert ist. 
Für vertiefte wissenschaftliche Analysen oder Spezialfragen einzelner 
Rechtsgebiete ist weitergehende Fachliteratur notwendig.

Fazit: „Umweltrecht in der Praxis – Planung und Zulassung um-
weltrelevanter Vorhaben“ ist ein umfassendes, verständlich geschrie-
benes und übersichtlich strukturiertes Fachbuch für das Verständnis 
umweltrechtlicher Fragestellungen in Planungs- und Zulassungsver-
fahren einschließlich der Umweltverträglichkeitsprüfung. Es eignet 
sich für Juristinnen und Juristen sowie Nichtjuristinnen und Nichtju-
risten und kann zur Aneignung von Grundwissen, aber auch als pra-
xisorientiertes Nachschlagewerk gleichermaßen gut genutzt werden.

Interessenkonflikte

Der Autor erklärt, dass kein Interessenkonflikt besteht.

Rezensiertes Werk

Fischerauer, S. (2025): Umweltrecht in der Praxis – 
Planung und Zulassung umweltrelevanter Vorha-
ben, 2., neu bearbeitete und erweiterte Auflage, 
Erich-Schmidt-Verlag: Berlin, 605 S., ISBN: 978-
3-503-24235-1, DOI: 10.37307/b.978-3-503-
24236-8

mailto:s.balla@fsumwelt.de
https://doi.org/10.37307/b.978-3-503-24236-8
https://doi.org/10.37307/b.978-3-503-24236-8
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0
https://doi.org/10.60636/uvp-report.22


Impressum

Informationen zu Umweltverträglichkeitsprüfung, Umweltmanagement und nachhaltiger EntwicklungUVP-report. Umweltvorsorge – Umweltplanung – Umweltprüfung
UVP-report. Environmental Precaution, Planning and Assessment

  UVP-report. Umweltvorsorge – Umweltplanung – Umweltprüfung
  ISSN 0933-0690
  39. Jahrgang, 2026
  Der UVP-report ist die Mitgliederzeitschrift der UVP-Gesellschaft e.V.

  Herausgeberin:
  UVP-Gesellschaft e.V.
  Franz-Ludwig-Straße 9, D-97072 Würzburg
  Telefon (09 31) 7 96 45 77
  Telefax (09 31) 7 96 45 99
  E-Mail: zentrum@uvp.de
  http://www.uvp.de

  Schriftleitung:
  Dr. Frank Scholles, Hannover
  E-Mail: scholles@uvp.de
  Stellvertretende Schriftleitung:
  Prof. Dr. Boris Stemmer, Höxter
  stemmer@uvp.de
  Redaktionsassistenz:
  report@uvp.de

  Verlag:
  Berlin Universities Publishing (BerlinUP)
  BerlinUP wird getragen von den Bibliotheken der Freien Universität Berlin, der Humboldt-Universität zu Berlin,
  der Technischen Universität Berlin sowie der Charité – Universitätsmedizin Berlin und gefördert von der Berlin University Alliance.
  Für namentlich gezeichnete Beiträge sind die korrespondierenden Autorinnen und Autoren verantwortlich, 
  die Beiträge geben nicht unbedingt die Meinung der Schriftleitung, der Herausgeberin oder des Verlags wieder.
  Honorare für Beiträge werden nicht gezahlt.

  UVP-report. Environmental Precaution, Planning and Assessment
  ISSN 0933-0690
  Volume 39. 2026
  The UVP-report is the member journal of the EIA Association.

  Editor:
  UVP-Gesellschaft e.V.
  Franz-Ludwig-Straße 9, D-97072 Würzburg
  Phone +49 931 796 45 77
  Fax +49 931 796 45 99
  Email: zentrum@uvp.de
  http://www.uvp.de

  Editor-in-Chief:
  Dr. Frank Scholles, Hanover
  Email: scholles@uvp.de
  Deputy Editor-in-Chief:
  Prof. Dr. Boris Stemmer, Höxter
  stemmer@uvp.de
  Editorial Assistant:
  report@uvp.de

  Publisher:
  Berlin Universities Publishing (BerlinUP)
  BerlinUP is supported by the libraries of Free University of Berlin, Humboldt University of Berlin,
  Technical University of Berlin, and Charité – Universitäty of Medicine Berlin, and is funded by the Berlin University Alliance.
  The corresponding authors are responsible for contributions bearing their names; 
  the contributions do not necessarily reflect the views of the editorial board, the editor, or the publisher.
  No honoraria are paid for articles.

Imprint



Die Rubriken im UVP-report

Farbkennung im Farbkennung Bezeichnung Umfang Begutachtung
Themenschwerpunkt ansonsten

Fachbeitrag ca. 30.000 Zeichen Anonym

Überblicksbeitrag ca. 60.000 Zeichen Anoym

Bericht aus Forschung,  ca. 15.000 Zeichen Schriftleitung
Praxis, Recht

Fachmeinung ca. 10.000 Zeichen Anonym

Kolumne ca. 10.000 Zeichen Schriftleitung

Rezension ca. 6.000 Zeichen Schriftleitung

Mitteilungen ca. 5.000 Zeichen Schriftleitung

About sections in UVP-report

Colour code within Colour code Name Volume Review
special issue otherwise

Full article ca. 30.000 characters Peer single-blind

Review article ca. 60.000 characters Peer single-blind

Report paper from ca. 15.000 characters Editor
research, practice, law

Opinion paper ca. 10.000 characters Peer single-blind

Column ca. 10.000 characters Editor

Book review ca. 6.000 characters Editor

Announcement ca. 5.000 characters Editor

Informationen zu Umweltverträglichkeitsprüfung, Umweltmanagement und nachhaltiger EntwicklungUVP-report. Umweltvorsorge – Umweltplanung – Umweltprüfung
UVP-report. Environmental Precaution, Planning and Assessment


	Seite 1

